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Während für die Einen klar ist, dass der motorisierte
Verkehr halbiert werden muss, um so unsere Ge-
sundheit und ('mwelt zu schützen, planen andere
weiterhin im Grossmassstab die Verdoppelung. des
Verkehrsaufkommen in Europa.
Verkehrsaufkommen wird von der EU positiv ge-
wertet, denn es lässt sich in Prozenten des Bruttoso-
zialproduktes ausdrücken. Wäre es nicht an der Zeit,
das Nicht-Verkehrsaufkommen zu quantifizieren?
Wenn ich zuhause bleibe oder per Fahrrad oder zu
Fuss unterwegs bin, verursache ich keine Kosten:
Autos, Parkplätze, Autobahnen, Überlandstrassen,
Tankstellen, Garagen, Spital- und Friedhofplätze für
Unfallopfer, usw: sind dann überflüssig. Die beste-
hende Wirtschaftsordnung rechnet diese Kosten aber
insgesamt zum Bruttosozialprodukt. Sic lebt von
der Umweltverschmutzung und nicht vom Umwelt-
schutz. Wer ökolnisch lebt, handelt wirtschalts-
feindlich, da er das Bruttosozialprodukt verringert.
Allerdings, würde es nicht genügen, die Transport-
preise zu verdreifachen, um so auf einfachste Weise
das : uttosozialprodukt zu steigern?
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Beiträge zu diesem oder anderen Themen
sind erwünscht. Kürzungen behalten wir uns
vor.

Die trans-EU -Netze, die derzeit geplant we len, ent-
sprechen dem "modernen ökonomischen Denken":
viel und gross soll gebaut werden, um zum Wohle
aller die Transportkosten" zu verringern. Auf dass
für jedes Mobilitätsbedürfnis zu jedem Zeitpunkt
eine "freie Wahl der Verkehrsmittel" möglich ist.
Wie sagte doch Rosa Luxemburg: Die Freiheit des
einen endet dort, wo die des andern beginnt. Meine
Freiheit, in Ruhe auf dem Balkon zu sitzen, endet
entsprechend immer wieder - mit jedem Lastwagen,
Auto oder Motorrad, die den Strassenzug mit Lärm
und Abgasen verpesten. Was die hinter diesem
System stehende Intelligenz anbelangt, bringt es
Herrmann Knoflacher, ein Verkehrsexperte auf den

Punkt: "Je dümmer eine Volkswirtschaft, desto

mehr Mobilität braucht sie". Ist daraus abzuleiten,

"Je dümmer eine Gesellschaft, desto mehr Mobilität

braucht sie"?

Alex C. Bauert
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TEN - die Kürzestformel für geplante Umweltzerstörung durch Verkehrspolitik

EU-Verkehrspolitik gegen Mensch und Natur
Unter dem Kürzel TEN (Trans-EU-Netze) verbirgt sich ein gigantisches Projekt der EU, das
derzeit in der Vernehmlassungsphase steht: 400 Milliarden ECU sollen bis 2010 in den Bau

15'000 km Autobahnen, 10'000 Eisenbahnen, Erdgas- undStromleitungen, in die
Erhöhung der Leistungsfähigkeit von 250 Flughäfen, in Verkehrsmanagementstrukturen, so-
wie ins 12'000 km lange Binnenwasserstrassennetz investiert werden. Auf der Strecke blei-
ben Mensch und Natur, sowie die Selbstbestimmung der Regionen.

von Ales C. Bauert

Strassen, Eisenbahnen und Energie-
leitungen - ganz Europa von der EU-
Planung erfasst.
Das Projekt der EU sieht derzeit 58'000 km Strassen
als trans-El -Verkehrswege vor. Davon waren 1992
+3'000 km bereits vorhanden. 1'500 km wurden seit-
her dem Verkehr ühergeben. 13'500 km sollen bis
2004 gebaut werden. (siehe Karte I).
"Der Schwerpunkt des EL'-Autobahnprogramms liegt
vor allem in den Rand-Regionen Europas: Süd- und
Westfrankreich, Nordengland, Irland, Spanien, Portu-
gal und Griechenland.... Aus diesen Absichten geht

tes (BIP) (7 %) und der Zunahme des Fremdenverkehrs
(5 % des BIP) angegeben. Für achtMillionen
Menschen sollen dadurch Arbeitsplätze geschaffen
werden. (6)
In verschiedenen EU-Veröffentlichungen sind unter an-
derem folgende Gründe für das TEN zu finden: Der
Verkehr ist für die Wohlfahrt (7), die Schaffung von
Arbeitsplätzen, den allgemeinenWirtschaftsauf-
schwung (8) und die Freizügigkeit der El -Bürger (9)
unerlässlich. Angeführt wird auch die "Just-in-time-
production", bei der die Zulieferungen für Industrien
genau zu vorbestimmten Zeitpunkten erfolgen müs-
sen, um Lagerkosten zu sparen.(10) Die Anzahl derhervor, wie es tatsächlich um die neue Um-

weltstrategie derEU 1mVerkehrsbereich
steht; Der umweltfreundlichere Verkehrsträ-
ger Bahn wird nur dort gestärkt, wo der
Autoverkehr seine Grenzen weit überschrit-
ten hat, der Strassenverkehr hingegen wird

frederikshaves

m Aalborgüberall dort gefördert, wo noch irgendwelche
Spielräume für ihn zu entdecken sind."(1).
Von den 70'000 km Eisenbahnlinien entfal-
len 23'000 km auf das Hochgeschwindig- Dublin Holyhe

keitsnetz, das der Verbindung der Ballungs-
gebiete dienen soll. Von diesen 23'000 km
sind 10'000 km Neubaustrecken für Ge-
schwindigkeiten von über 250 km/h und
12'000 km Ausbaustrecken (für 200 km/h)
Die in dieser Rechnung fehlenden 1'000 km Kolo

lachen,
Erfurt

bleiben unerwähnt (2). Den 126 Strassenpro-
jekten stehen nur 11 Eisenbahnprojekte ge-
genüber (siehe Karte II).
Die Verkehrsverbindungen nach Osteuropa Strasbour

und in den Mittelmeerraum dienen der wirt-
schaftlichen Integration dieser Regionen.
Helsinki soll mit St. Petersburg und Mos- Mâcon

Lyonkau verbunden werden, und diese mit War- Bordeaux
schau und Berlin. Triest wird über Lijubliana
und Budapest mit Kiev verbunden - sowohl
per Strasse als auch per Eisenbahn (3). Leon

Dax Taulouse Mon

NarbonneZudem sind zahlreiche Erdgasleitungen von
Porto

Vitoria Marseil

Nordafrika und Osteuropa in die EU geplant Zaragoza
Valladolid

oder im Bau. Ein weiteres wichtiges Vorha-
Barretona

ben ist der Stromverbund, in den auch Ost- Madrid

europa einbezogen werden soll. Leitungen
zwischen Griechenland und Italien, Frank-

Lisboa Valencia

reich und Italien, Spanien und Frankreich,
etc. sollen erstellt werden (4).

Condoba

Das Ziel ist ein gemeinsamer Verkehrsmarkt
und ein gemeinsames Verkehrsnetz (5). Der
Nutzen dieser Investitionen wird in der pro- Karte I. Das Trans-EU-Netz für Hochgeschwindigkeitszüge (inkl. einige andere Linien wie z.B

zentualen Zunahme des Bruttoinlandproduk- bindungen
Zürich-Stuttgart und - München, Nizza-Genua) (Anm. 1, S. 98), Kreise bedeuten Schlüsselver.



PKW's werde von 1987 bis ins Jahr 2010 um t5 c,
auf 167 Millionen ansteigen. Bei der Fahrleistung
wird eine Steigerung von 25 , erwartet.
Beim Güterverkehr sieht es ähnlich aus: von 1990 bis
2010 wird eine Zunahme um +2 Ci erwartet: von jetzt
805 Mrd. Tonnenkilometern auf 1.239 Mrd. Ikm. Im
Schienenverkehr wird für den gleichen Zeitraum dem-
gegenüher eine Zunahe um nur etwa 33 %, ange-
nommen (11). Der Jushau der Vetze soll diese Nach-
frage decken und für die Benutzerlnnen die freie Wahl
zwischen verschiedenen Beförderungswegen, Arten der
Dienstleistung. Verkehrsträgern, Befördenmgszeiten
und Preisen (12) gewährleisten. Herrmann Knoflacher,
Verkehrsexperte aus Wien und Il -Beitrittsgegner
mcınt dazu generell: "Je dümmer eine Volkswirt
schaft, desto mehr Mobilität braucht sic" (1.3).
Subsidaritat: Brüssel plant, die
Regionen führen aus?
Im Vertrag der EG, .Irt. 129b wird die Schaffung des

"transeuropäischen Vetzes" als Beitrag der Verwirkli-
chung der Ziele der EG genannt. Im Maastrichter Ver-trag gibt es dann unter Titel 1. Art. F. (3) den Sat/

"Die | nion stattet sich mit den Mitteln aus, die zum
Erreichen ihrer Ziele und zur Durchführung ihrer
Politiken erforderlich sind." Die Regelungen, nach de-
nen die Verkehrspolitik umgesetzt werden soll, sind
erst im entstehen. Von der EI -Kómmission wurde
der folgende Vorschlag unterbreitet: "Entsprechend
dem Subsidaritätsprinzip überlassen es die Leitlinien
den Mitgliedstaaten, nach ihren eigenen Plänen und fi-
nanziellen Möglichkeiten tätig zu werden; ihre Mass-
nahmen müssen jedoch mit den auf Gemeinschafts-
ehene aufgestellten Leitlinien zu vereinbaren sein"

Die Annahme dieses Vorschalges hätte zur Folge, dass
im Zweifelsfall der EL'-Gerichtshof entscheiden wird,
oh eine "Nassnahme mit den aufgestellten Leitlinien
zu vereinbaren" ist. Damit wird er unter Umständen
über den Bau oder den Nicht-Bau von Verkehrswegen
entscheiden. Eine weitere offene Frage ist, ob in Zu-
kunft über die trans-EU'-Netzteile "gemeinsam", d.him Ministerrat oder im EU'-Parlament mit Mehrheits-
beschlüssen befunden wird. Dies entspricht dem Bun-
desstaatsmodell, denn auch bei uns entscheidet ein
Parlament für alle Nationalstrassen. Die Kantone Un
und Tession hatten keine Möglichkeit die Gotthard-
autobahn zu verhindern.
Noch ist es nicht so weit, dass in Brüssel bestimmt
wird, wer was wann bauen muss. Doch für Fremdbe-
stimmung von Regionen hat die El' noch andere Mit-
tel zur Verfügung. Italien und Deutschland fordern
z.B. die Strassentransversale "Allemagna" durch die
Tiroler Alpen von München nach Verona. Niemand
kann heute Osterreich formal-rechtlich dazu zwingen,
diese Autobahn zu bauen. Durch den Bau der Autobah-
nen an seine Lanr' sgrenzen wird Österreich faktisch
gezwungen, die fehlende Verbindungsstrecke durch
sein Hoheitsgebiet zu bauen, will es die völlige Ver-
stopfung seiner Strassen verhindern. Die österrei-
chis. e Strecke ist nämlich zu kurz, um eine Bahnli-
nie rentabel werden zu lassen, die nur auf dieser
Strecke und nicht schon ab Norditialien, bzw. Mittel-
deutschland benutzt würde. Laut Eva Lichtenberger,
Mitglied der Tiroler Landesregierung, ist die realpoli-
tisch einzige Möglichkeit für Österreich, diese Verbin-

dung zu verhindern, die Alpenkonvention, die von
Frankreich, Deutschland, Italien, Monaco, O)sterreich,
Slowenien und der Schwciz ausgearbeitet wurde, Die
Alpenkonvention sieht für den Npenraum "eine um-

welt- und sozial erträgliche Gestaltung des gesamten
Wirtschaftens" vor (15). Neben der Rahinenkon-
vention (welche die Schweiz auf Wunsch der Alpen-
kantone, denen die Konvention zu schutzlastig und zu
wenig wirtschaltsorientiert ist, noch nicht ratifiziert
hat) wurde unter verschiedenen Protokollen unter
Schweizer Vorsitz ein Verkehrsprotokoll verfasst. Es
enthält in seiner letzten Fassung vom 26.+.95 den
folgenden Artikel 7:

"Handlungsbedarf im Strassenverkehr
1.) Im Hinblick auf eine der Zielsetzungen der Alpen-

konvention, den Verkehr, inshesondere den Güterver-
kchr, verstärkt auf die Schienen zu verlagern, ver-
pflichten sich die V'ertragsparteien, den Strassenhau
auf die unbedingt nötigen Vorhaben und Verbindungen
zu beschrünken. Bei grössseren Projekten sind umfas-
sende, verkehrsträgerübergreifende Umweltvertrüglich-
keitssrüfungen (UVP) nach Massgube der nutionalen
Rechtsvorschriften obligatorisch. Dabei ist den Ziel
setzungen der Alpenkonvention und ihren Durchfüh-
rungsprotokollen zu entsprechen sowie zu prüfen, ob
die Verkehrsbedürfnisse nicht durch bessere Auslas-
tung bestehender Strassen- und Bahnkapazitäten, durch
Aus- und Neubau von Bahninfrastrukturen sowie
durch die Verbesserung des kombinierten und des
Hochseeverkehrs erfüllt werden können.
a) Dies gilt auch für die Entscheidungen des El -Parla-
mentes und des Rates über die gemeinschaftlichen
Leitlinien für den Aufbau eines trans-El '-Strassenver-

b) Die Verwirklichung darüber hinausgehender hoch-
rangiger Strassenverkehrsachsen im Alpenraum erfor-
dert eine vorherige, auf Konsens bedachte Abstim-
mung zwischen den Vertragsparteien."
Schweiz gibt dem Druck der EU nach
- Österreich isoliert
Diese "Schutzbestimmungen" sind das Fingeständnis,
dass trotzdem noch Strassenalpentransversalen gebaut
werden können, wenn die EU im Rahmen des TEN
weitere Strassen für "unbedingt nötig" hält, das Pro-

jekt gemäss den "nationalen UVP" zulässig ist und
eine"auf Konsens bedachte Abstimmung" erreicht
wird. Deshalb hat Österreich, das im Tirol die am
stärksten vom Nord-Süd-Verkehr Europas belastete
Region kennt, dieses Protokoll nicht unterzeichnet.
Deutschland, Frankreich, Italien und die El wollen
demgegenüber dem Baustop für Strassentransversalen
in den Alpen nicht zustimmen. Dass die Schweiz den
"Kompromiss" im Sinne der EU mitträgt, ist nur vor

dem Hintergrund der bilateralen Verhandlungen zu ver-
stehen. Es werden Retorsionsmassnahmen der EU be-

fürchtet, wie aus dem Fidgenössischen Verkehrsdepar-
tement (EVD) verlautete.
Alpeninitiative als
Verhandlungsmandat
An der Salecina-Tagung vom 25.-28. Mai 95 "Alpen-

konvention - Chance für eine neue Alpenpolitik?"
vertrat Philipp Gauderon, Vizedirektor im EVD, die

Ansicht, die Schweiz habe die Alpen-Initiative und
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schen und sozialen Gründen nicht in Frage. Sic
forderte von der Schweiz mehr Solidantät.
Nagelprobe für EU-Umweltschutz
Die Haltung der El ist für Frau Lichtenberger die .Na-
gel probe dafür, ob die EU es im Zweifelsfall mit dem
Umweltschutzgedanken ernst meint. Im Verkehrspro-
tokoll ist klar formuliert, dass eine Reduktion der
I mweltbelastung im Alpenraum erreicht werden soll
In Art 7.3. steht: "Die Vertragsparteien verpflichten
sich darauf hinzuwirken, dass es zu einer Reduktion
der Abgas-, Partikel- und Lärmemissionen der Kraft-
lahrzeuge konumt und stützen sich dabei auf die je-
weils fortschrittlichste und wirtschaftlich vertretbare
Technologie." Frau Lichtenberger wies darauf hin,
dass auch bei fortschrittlichster Technologie neue
Strassentransversalen im Alpenraum zu einer Erhö-
hung der Emissionen führten.
Die Teilnehmerlnnnen der Tagung in Salecina forder-
ten denn auch ein Umdenken der Schweizerischen
Delegation: Die Alpeninitiative ist nicht nur eine Be-
stimmung für die Schweiz, sonder auch ein Verhand-
lungsmandat bei internationalen Verhandlungen im
Verkehrsbereich. Die Schweiz hat in diesem Sinne
Österreich bei der Forderung nach dem Stop von al-
penquerenden Strassen zu unterstützen. Ohne wenn
und aber.
Ungelöstes Umweltproblem
Wenn es der EU emst wäre mit dem Vorhaben eines
"Globalkonzeptes ciner Gemeinschaftsstrategie für

eine auf Dauer tragbare Mobilität" (16), würde die ver-
kehrspolitische Realität wohl anders ausschen als
heute, dann wäre auch die Alpenkonvention nicht nö-
tig. Im genannten EU-Papier wird allerdings unter
dem Titel "Umweltproblematik und andere Zwänge"
im Abschnitt "Zukunftsaussichten" eine weitere Ver-
doppelung sowohl des Personen- als auch im Güter-
verkehrs angenommen. Zudem werden die traditio-
nellen wirtschaftlichen Argumente fürs künftige Ver-
kehrswachstum ins Feld geführt. Es wird also von der
EU weiterhin nichts unternommen werden und das
Ziel einer "auf Dauer tragbaren Mobilität" wird zum
schönen Schlagwort. In diesem Widerstreit wird die •
EU-Verkehrspolitik wohl stehen bleiben, während die
U'mweltzerstörung laufend, bzw. fahrend zunimmt.

Karte II. Transeuropäisches Strassennetz (bis ca.
(KOM(94) 106 endg., 51, siehe Literaturangaben)

2004)

habe somit ihre Hausaufgaben erledigt. Die Forderung
Österreichs, im Verkehrsprotokoll den Passus "Es dir-
fen keine weiteren alpenquerenden Strassen gebaut
werden" aufzunehmen, findet er unzulässig: "man
kann doch diesen Länder nicht die Alpeninitiative
aufzwingen". Eva Lichtenberger stellte dann klar, dass
Österreich nur Teilforderung der Alpeninitiative über-
nehme, nämlich das Ausbauverbot von Strassentrans-
versalen, nicht aber die obligatorische Verlagerung des
Güterverkehrs auf die Schiene. Ein weiterer Ausbau

der Strassenkapazitäten kommt für sie aus ökologi-
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Vorddeutsche I mweltverhände befürchten "unheimliche Zufälle" -
1 blehmung des W'esertunnels

Schöne neue Transitwelt -
demnächst auch im Norden?
Norddeutschland wird zurTransitachse zwischen Skandi-
navien, den Beneluxländern, Polen und Mittel-/Süddeutsch-
land. Gegen den Wesertunnel- Symbol für den europaweiten
Transitwahn - der laut offiziellen
regionales

Verlautbarungen ein "rein
Projekt" hat sich der Widerstand

formiert.
von Rüdiger Wohlers*

"Schön grün und ganz schön weit"1 die Region im Vorden Deutsc
unds, die sich unterhalh Breme

an den Ufer der Unterweser er
streckt. Die W'eserarsch im W'es-
ten, das Elbe-Weser-Dreieck im

"schönsten" in Deutschland
Das kann sich jedoch bald ändern -
nämlich dann, wenn die Pläne
Wirklichkeit werden, die der ak-
tuellen Bundeswegeplan (BIWP),
jenes Horrorszenario aus der Stras-
senbaualchimistenmühle,
asphaltene Realität erlangen sollte.

Tunnels unter der Weser vorgese-
hen, der kurioserweise in nächster
Nähe - nur wenige hundert Meter
entfernt - zum AKW Esensham
wieder zum Vorschein kommen
soll. Offiziell vorgesehene Bau-
kosten: DM 550 Mio. Die bundes-
deutschen und
Politik begründet den angeblichen

sters", wie Umweltverbände sagen,
"strukturellen Vorteilen" für

die Region und betonen den "rein
regionalen Charakter".
Das könne die Umweltverbände
mit engagierten BürgerInnen, die

"Arbeitskreis gegen den
Wesertunnel" zusammengefunden
haben, nicht glauben. Sie befürch-
ten, dass es bei der "regionalen Lö-
sung" nicht bleiben wird: Warum
sollte ein derartig hoher finan-
zieller Aufwand : eine "regio-
nale" Verbindung betrieben wer-
den? Warum, fragen sie, sollen die
bewährten Fähren teilweise einge-
stellı werden?
Und die grösste Befürchtung geht
noch weiter, denn es könnt sein,

dass die bereits in den 70er Jahren
geplante, dann "ofliziell zurückge-
zogene" grosse Küstenautobahn
"wiederauferstehen" könnte - alsTransitpiste mit dem "Rückgrat
W'esertunnel".
Denn: Um Hamburg ist eine neue
Autobahnumfahrung geplant, des-

weiteren soll eine feste Querung
über den Fehmansbelt den Auto-
weg nach Norden bahnen, die dann

ihrerseits ihre Fortsetzung in der

geplanten Ösesundbrück zwischen
Dänemark und Schweden finden
würde; und nach ()sten soll die
verheerende "Ostseeautobahn" von
Lübeck durch Grafswald entstehen.
Den Blick nach Westen richtend,
sieht es nicht viel anders aus:
Westlich des Oldenburgs ist ein

Emstunnel - von Benelux bereits

vorhanden. Und da soll ausgerech-

net der Wesertunnel mit irrsinni-
gen Baukosten nur "rein regional"
sein?! Die Befürchtungen gehen
aber noch weiter, ist doch bekannt,
dass in Schweden und Finnland
von Lobbies längst die EU-weite
Zulassung von 60-Tönner gefor-
dert wird - um grössere Mengen
Holz, Zellstoff, und Papier quer
durch Europa zu karren.
Will heissen: der ganze Druck des
Transitwahn der EU wird weiter
steigen, auch in Norddeutschland
und die PolitikerInnen leisten ihm
willfährig Vorschub.
Dieses kann nich hingenommen
werden, viele Menschen glauben
nicht an die angeblich "regionale
Bodeutung" des Tunnels, sondern

sehen ihn als Symbol einer ver-
fehlten europaweiten Verkehrspoli-
tik - deshalb kämpfen sie dagegen!

*Rüdiger Wohlers ist Bundesvorsitzender des VCD - Verkehrsclub Deutschland - Ver-
kehrsreferent des Naturschutzbundes (NASV) in Niedersachsen

In den letzten Monaten ist in der
hetroffenen Bevölkerung entlang
der österreichischen Transitrouten
die Empörung wieder deutlich an-
gestiegen. Kein Wunder, wenn
wir uns die neuesten Transitver-
kehrsdaten betrachten.
EU-Gütertransit auf der
Strasse
80 C des alpenquerenden Et -
Gütertransits fahren im Tirol auf
der Strasse über den Brennerpass.
Die Gesamtgütermenge (Schiene
und Strasse) ist von 1993 auf
1994 un 12,t gewachsen.

Damit betrug sie nunmehr 27.2Mio. Nettotonnen. Davon wurden
18,8 Mio. 1 von 988 000 LKW
transportiert. Insgesamt fuhren
1,136 Mio. LKW über den Bren-
ner. 10,39 Mio. t wurden auf der
Schiene transportiert, davon 8,+
Mio. t reines Frachtgut. Im Jän-
ner 1995 ist die Strassenzahl um
18 Ce gestiegen, und gleichzeitig
die auf der Rollenden I andstrasse
um 19c gesunken! Wie konnte
das passieren? Warum hat das
hochgelobte Transitabkommen
mit dem Ökopunktesystem hier
nicht gegriffen? Wo bleiben die
Versprechungen der Politiker,
dem Transitwahnsinn Einhalt zu
gebieten? Sollte nicht der Beitritt
zur EU auch hier bessere Bedin-
gungen schaffen?
Vom Leiden zur
Empörung und zum
Transitabkommen mit

Ein Blick zurück zeigt die
Ursachen der heutigen, dramati-
schen Lage deutlich auf:
Die Brenner-Autobahn wurde
1972 durchgehend fertiggestellt
und die Bevölkerung des Wipp-
tales erhoffte sich davon die Erlö-
sung von den ca. 5.000 Motor-

fahrzeugen, die durchschnittlich
täglich auf der Bundesstrasse

fuhren. Aber es dauerte nicht lan-
ge, bis wegen der Bemautung der
Autobahn auf der Bundesstrasse
wiederum 5.000 Motorfahrzeuge
unterwegs waren und zusätzlich
auf der Autobahn 15.000
20.000 Motorfahrzeuge das Tal

überschwemmten. Anfang der
80er Jahre wurde von der Landes-

forstdirektion eine Untersuchung
üher den schlechten Waldzustand



Osterreisches Trauerspiel in der Apentransit-d erkehrspolitk - es braucht w citere Alpeninitiativen

Transit-Stolpern in Österreich
Die Bevölkerung erhoffte sich von der 1972 durchgängig fertiggestellten
Brennerautobahn endlich die Erlösung von den 5000 Motorfahrzeugen, die

Landesregierung liessen jedoch das vorgesehene Ökopunktesystem ins Leere
laufen. Der EU-Beitritt brachte im Güterbereich schliesslich 20% Mehrverkehr
auf der Strasse und 20% weniger Verkehr auf der Schiene.

von Gerhard Stürzlinger*

3. Ökopunkte-

Das Ökopunktesss-
mittels

zweier Ausgangszah-Ien berechnet: Die
Anzahl der El-Tran-
sitfahrten von 1991
und der VOr-Wert je
KWh und LKW
Beide Zahlen wurden
aber nicht statistisch
ermittelt; der VOx-
Wert wurde

VOx KWh
LKW festgesetzt, die

1475000 LKW

des Wipptales erstellt und aul die ein-
deutige Verursachung durch den star-
ken Transitverkehr verwiesen. Die he-
troffene Bevölkerung des Wipptales
hegann sich zu empören. Durch cine
grosse Zahl von Veranstaltungen,
Verölfentlichungen und . Aktionen
entstand ein hoher medialer und später
auch politischer Druck, der in der 2
Hälfteder 80er Jahren LU Ver-
handlungen über den Transitverkehr
mit der EG führle. Das daraus entstan-
dene Transitabkommen war
prinzipiell inseiner Tendenz gut
angelegt: Anstreben der Kosten-
wahrheit, Verlagerung des Güterver-
kehrs auf die Schienc, Reduktion der
Abgase und die Kontingentierung der
LKW. Aber von Anfang an waren
auch die Schlupflöcher klar zu erken-
nen: Kostenwahrheit ohne konkrete

ohne Zeitplan,
keine finanzielle Absicherung für die
Verlagerungsmassnahmen
Schienc und eine falsche Ausgangs-
basis beim Ökopunktesystem, das
eine Abgasreduktion und die Kontin-
gentierung der LKW garantieren soll-
te. Aber bevor wir überhaupt noch
feststellen konnten, wie wirksam das
Transitabkommen sein würde, kam es

EU-Beitrittsverhand-
lungen. Dahei erlebten wir die
nächste grosse Enttäuschung. Denn,
obwohl das Parlament und einige
Landtage beschlossen hatten, dass das
Abkommen mit Punkt und Beistrich
in die EU übernommen werden müs-
se, wurde es de facto aufgelöst und
durch einige, magere (bergangsbe-
stimmungen ersetzt.

Ein verwässerter
Transitvertrag
Betrachten wir die Verwandlung der
drei oben erwähnten Punkte des Tran-
sitabkommens genauer, können wir
die negative Entwicklung Klar er-
kennen:
1. Kostenwahrheit:

- Durch die I bernahme der I:l -Wege-
kostenrichtlinie wurde der Schwerver-
kehrsbeitrag, der bis dahin in Öster-
reich durchschnittliche ca. 70.000 ÖS
LKW Jahr ausmachte, auf 17.000 ÖS
gesenkt.

- Die Strafe für eine Überschreitung
des 38 t-Limits (500 ÖS) wurde erlas-
sen und damit das 40 t-Limit einge-

führt.
- Zugleich wurde die Rollende Land-

strasse um ca. 5 % verteuert und für
Kunden aus Nicht-El'-Länder kom-
men nun 20 % MWSt. hinzu.
2. Verlagerung auf die
Schiene:
Der Ausbau des Eisenbahnnetzes wur-
de in das Programm der "Transeuro-
päischen Netze" übernommen, das ja
auch den Ausbau der Autobahnen zum
Ziel hat und damit eine echte Verla-
gerung nicht bewirken kann. Der in
Planung befindliche Brennerbasis-
tunnel samt Zulaufstrecken scheint
nicht finanzierbar und wird von denmeisten Antitransit- und Umwelt-
schutzgruppen inzwischen abgelehnt,
da auch er unter den heutigen ökono-
mischen Bedingungen den Verkehr
nicht reduziert.

zeigten deutlich, dass
durch die falsche Ausgangsbasis viel
/u viele Okopunkte
worden waren. Von Beamten der Ti-
roler Landesregierung wurde berech-
net, dass der reale Ausgangswert 1991
bei ca. 13,5 g NOs und 1,060.000
Transitfahrten lag. Dies hätte 14,31
Mio. Ökopunkte ergeben. Tatsächlich
waren aber 233 Mio ausgegeben
worden. Dadurch wurde schon im er-
sten Jahr zum Schein eine Reduktion
der Abgase um ca. 405 erreicht. Real
hatte sich nichts geändert. Laut Ab-
kommen sollte die Transit-LKW-
Anzahl im Laufe der \'crtragsdauct
von 12 Jahren maximal um 8%c den
1991er Wert überschreiten dürfen. Da

aber der 199ler Wert viel zu hoch

angesetzt war, greift diese Regelung,
trotz realer (berschreitung, nicht.
Ungehindertes
Verkehrswachstum
vor Alpenschutz
Im Transitabkommen war, um der-artige Nissbräuche zu vermeiden, eine
regelmässige Revision des Ökopunk-
lesystems durch eine bilaterale Kom-

mission der El' und Österreichs vor-
gesehen. Nach dem Beitritt zur El' er-
folgt diese Revision in Form einer
(herprüfung, ich zitiere: "nach den
üblichen EU-Verfahren und gemäss
den Prinzipien des Gemeinschaftsrech-
tes, wie reibungsloses Funktionieren
des Binnenmarktes, insbesondere des

freich Waren- und Dienstleistungsvor-

kehrs, Umweltschutz im Gesamtinte-
resse der Union und Verkehrs-
sicherheit." Daraus geht klar hervor,
dass die besondere Situation des Al-
penraumes keine Berücksichtigung



mehr findet und nach wie vor un-
gehindertes Verkehrsw achstum ge-
fordert wird. Eine allfällige Kom-
mission ist dann multilateral und
()sterreich kann somit locker über-
stimmt werden.
Daraus lässt sich deutlich erken-
nen, dass das österreichische Volk
mehrfach von der Regierung betro-
gen worden ist: Die nachlässige
Formuherung und ( msetzung des
Transitabkommens; das Aufgehen
der Verhandlungsposition heim
El -Beitritt; keine nachhaltige Re-
aktion auf das unzulässige und un-
zumutbare Ansteigen des Transit-verkehrs.
Forderungen der öster
reichischen Transit
gruppen
Am 21. und 22. April fand in
Salzburg ein Treffen der österrei-
chischen Transitgruppen statt; die
Resolution lässt den derzeitigen
Stand der Debatte gut erkennen:

ASFINAG: AutoStrassenlinan/ AG, baut in Osterreich Strassenabschnitte- im
Alpenraum -, die vom Staat nicht finanziert werden. Für diese wird dann die Vaut

Maut, f. (Pl.-cn): Ahgabe von Waren u. Gütern beim I bergang aus cinem Lan-
desgehiet in ein andres, Zoll. Der Begriff wird in Osterreich für die Strassenabgabe
für gewisse Strassenabschnitten verwendet.
NOx pro Kwh: NOx wird pro Energieeinheit gerechnet, hier Kilowattstunden.

1. Die Bundesregierung wird aufge-
fordert, das Okopunktesystem an
die reale Ausgangsbasis anzupas-
sen und darüher hinaus ein generel-

les Nachtfahrverbot für LKW über
7,5 l sowie eine Mauterhöhung
auf den Transitrouten zu erlassen.
2. Die Schweizer Regierung wird
aufgefordert, ihre Position im Rah-
men des Verkehrsprotokolls der
Alpenkonvention mindestens dem
geltenden Standard, wie z.B. dem
Volksentscheid zur "Alpenini-
tiative" anzupassen.
3. Verkehrsminister Klima und die
EL: werden aufgefordert, das Kon-
zept der "Transeuropäischen Netze"
immerhin an die ökologischen
Zielsetzungen der El - etwa der

Klimakonvention - anzupassen und
ein strategische I mweltverträg-
lichkeitsprüfung vorzusehen.
+. Die Bundesregierung wird aufge-
fordert, die sieben vorrangigen Au-
tohahn- und Schnellstrassenteil-
stücke des Arbeitsübereinkommens
1994 zurückzustellen bis ökologi-
sche, ökonomische und verkehrs-
technische Entscheidungsgrundla-
gen im Rahmen des Bundesver-
kehrswegeplanes vorliegen.
5. Die Mauteinnahmen eines wie
immer gearteten zukünftigen
Mautsystems müssen für die Öko-
logisierung des Gesamtverkehrs-
systems und für den Zinsendienst
und die Tilgung der ASFINAG-
Schulden verwendet werden.

El will Aufhebung der 28-Tonnen-Limite - entgegen eigener offizieller Erklärungen

"Eklatante Missachtung des Schweizer Souveräns"
Die Alpen-Initiative und CIPRA Italia (Commission internationale pour la protection des
Alpes) haben bei der EU-Kommission eine Beschwerde eingereicht. Mit ihren Forderungen
an die Adresse der Schweiz verstosse die EU gegen den Transitvertrag, gegendie
Alpenkonvention und gegen sämtliche offiziellen EU-Erklärungen. Eingekürzter Auszug
aus dem Beschwerdetext:
(Mediendienst Nr. 19 der Alpen-Initiative) In der
Alpenkonvention hat sich die EU zum "Ziel der
drastischen Verminderung von Schadstoffemis-

sionen und -belastungen im Alpenraum und der
Schadstoffverfrachtung von aussen' und dem Ziel,

'Belastungen und Risiken im Bereich des inner-
alpinen und alpenquerenden Verkehrs auf ein
Mass zu senken, das für Menschen, Tiere und
Pflanzen sowie deren Lebensräume erträglich ist',

bekannt. Die von der EU in den bilateralen Ver-

handlungen mit der Schweiz angestrebten
Erleichterungen für den Strassengüterverkehr

laufen Wortlaut und Geist der Alpenkonvention

diametral entgegen.

Im Artikel 10 des Transitabkommens mit der
Schweiz garantier die EU der Schweiz für zwölf
Jahre die Anerkennung der in der Schweiz
geltenden Gewichtsbegrenzung für LKWs von 28
Tor en. Die Schweiz hat die Begrenzung in den
vergangenen Jahrzehnten nie erhöht im Wissen
darum, dass sie zusammen mit dem Nachtfahr-

verbot eine wichtige flankierende Massnahme

darstellt, um den Verkehr möglichst weitgehend

auf der Schiene zu belassen und dadurch die
Umwelt insbesondere in den ökologisch emp-
findlichen Alpen, zu schonen....
Eine Angleichung des schweizerischen Gewichts-
limits an die EU-Normen würde diese Bemühun-
gen, die auch im langfristigen Interesse der EU
liegen, sabotieren. ...
Wir betrachten die Politik des Verkehrskommis-
sars gegenüber der Schweiz als eklatante Miss-
achtung des expliziten Willens des Schweizers
Souveräns. Die Glaubwürdigkeit der EU als Ver-
tragspartnerin leidet in unseren Augen massiv,
wenn Zusicherungen der EU schon kurz nach
ihren Unterzeichnungen nichts mehr wert sind.
Die Schweizerische Politik zur Verlagerung des
Güterverkehrs auf die Schiene ist zukunftswei-
send für ganz Europa. Auch die verkehrsgeplagte
Bevölkerung in den EU-Staaten selbst verlangı
immer lautstarker nach einer ökologisch orien-
tierten Verkehrspolitik nach Schweizer Vorbild.
Will Europa nicht den ökologischen Kollaps und
den Verkehrskollaps provozieren, tut es gut
daran, diesen Volkswillen ernst zu nehmen.
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Bürgerlicher Versuch, den Volksentscheid vom 20. L'ebruar 1994 nickgängig zu machen

Kalte Liquidation der Alpeninitiative?
von Andrea Hämmerle. Vationalrat aus Pratval (GR) (Mediendienst der Apeninitiative).

Nationalrat Paul Schmidhalter ((1 P VS) will mit ci-
ner parlamentarischen Initiative den Entscheid von
Volk und Ständen vom 20. Februar 1994 zur Alpen-
Initiative rückgängig machen. Der Vorstoss von
Nationalrat Schmidhalter im Wortlaut:
"Ich schlage daher vor, dass wir den Art. 36 sexies
ausser Kraft setzen und durch eine europaverträgliche
und innenpolitisch durchsetzbare Neuformulierung
mit der gleichen Zielsetzung .. ersetzen."
In der Begründung wird Schmidhalter in Bezug auf den
Strassenabsatz noch deutlicher: "Was not tut, ist eine
zweite Tunnelröhre durch den Gotthard...
Ingpass muss eliminiert werden." Und in Bezug auf
die l'crlagerung des
Gütertransits erkehrs
auf die Schiene pla-
dient er für mehr Fle-
vibilität und operier
mit den Begriffen
"grösstmöglich".
"s eminttig" und
"förder". Die obliga-
tonischeVerlagerungsoll also aufgegeben
werden.
Wenn das Parlament
seine Jufgabe und
den Volkswillen rich-
lig wahrnimmt, dan
darf es jetzt nicht mit
der Liquidation des
geltenden Verfas-

sungsrechtes liebäu-
geln. Dies ist innen-
politisch wichtig
Denn das V'olk muss
sich darauf verlassen
können, dass seine

Aufträge vom Parla-

ment korrektausge-
führt werden. Wenn
dies nichi geschieht,
kommt es zur vielbe-

klagten Vertrauenskrise. Und aussenpolitisch muss
klar sein, dass \ olksentscheide in der Schweiz konse-
quent eingchalten werden. Das Wort eines Bundesrates
kann nicht immer zum Nennwert genommen werden,
das ist in Brüssel nachgerade bekannt. Es wäre fatal,
wenn klar würde, dass auch dieser Volksentscheid gar
nicht ernst gemeint sei. Am Parlament licgt es, den
Volksentscheid in die Tat umzusetzen, und nicht
Wege zu suchen, ihn in sein Gegenteil zu verkehren
Die parlamentarische Initiative Schmidhalter muss im
Parlament und ausserhalb vehement bekämpft werden
Mit den AktivistenInnen der Alpen-Initiative und mit
unzähligen DemokratenInnen darf gerechnet werden!

•HAT SICH DA
NICHT EBEN WIEDER

WAS BEWEGT?

ED•

randli

Wem Hochgeschwindigkeitszüge zu schnell und die EU-Umweltschnecke zu lang-
sam ist, dem oder der sei das nachhaltig umweltverträgliche Wandern empfohlen:

GRENZSCHLÄNGELN ist ein ungewöhnliches Wanderbuch - geschrieben für Leute, die gerne
lesen, wandern und essen. Die 47 Routen dies- und jenseits der heutigen Landesgrenzen führen
durch jenen Tell des Alpenbogens, den die Schweiz mit Österreich, Italien und Frankreich teilt
Das Buch liefert Ideen für lange Wochenenden, für ganze Wanderwochen - oder

47tägige Fussreise von Samnaun nach Saint-Gingolph. Zu jedem Tag Präsentieren Ursula Bauerund Jürg Frischknecht, Mitglied beim Forum für direkte Demokratie, eine historische, kulturelle
oder aktuelle Geschichte. Und sie weisen auf Gasthäuser hin, in denen man besonders gut isst.
GRENZSCHLÄNGELN ist auch ein Wanderbuch für GeniesserInnen.

U'rsula Bauer/Jürg Frischknecht, GRENZSCHLÄNGLEN. Routen, Passe und Geschichten. Zu Fuss vom Inn an den
Genfersee, Rotpunktverlag Juni 1995



Faux pas de la politique de transit en Autriche
Par l'autoroute du dont la construction s'est achevée en 1972, la population
tyrolienne espérait être débarassée des 5'000 véhicules motorisés qui roulaient quotidien-
nement sur la route fédérale du Brenner. Les développements ultérieurs ont cependant montré
que cet espoir avait été vain. Quelques années plus tard, on a pu compter 5'000 véhicules sur
la route fédérale et 15'000 à 20'000 sur l'autoroute. Le traité de transit conclu avec la CE n'a
pas apporté les améliorations escomptées. Les fonctionnaires du gouvernement tyrolien l'ont
appliqué de telle sorte que les mesures prévues (le système des écopoints, etc.) perdaient leur
efficacité. L'adhésion de l'Autriche à l'UE a apporté une augmentation du trafic routier de 18%
durant le mois de janvier, et une diminution du trafic des marchandises par le rail de 19%.

Dans les demiers mois, les frustrations de la popula-
tion le long des routes de transit autrichiennes ont
sensiblement augmenté. (cla ne peut étonner si l'on
étude les nouvelles données statistiques concernant le

Augmentation du transport routier
80C, du transit des marchandises en provenance de
l'Ul qui passe par le Brenner se fait par la route. Le

trafic des marchandises par le Brenner (route et rail) a
augmenté de 1993 à 1994 de 12,t'i, et s'est élevé à
la fin 1994 à 27,2 millions
Concrètement, cela représente 1,136 million de poids
lourds, qui ont transporté 18,8 millions de tonnes.
Par le rail, on a transporté 10,39 millions de tonnes.
En janvier 1995, les transports routiers ont augmenté
de 185, tandis que le transport par le rail a diminué de

19°. C'omment cela a-t-il pu arriver"? Que sont dere-
nues les promesses des politiciens de limiter cette fo-
lie? le nousa-t-on pas présenté l'adhésion à I'IE
conne un moyen d'y remédier?
Espoirs et réalités du traité sur le
transit
In regard sur le passé montre les causes de la situa-
tion dramatique actuelle. La construction de l'auto-
route du Brenner s'est achevée en 1972 et la popula-
tion du Wipptal s'attendait à être débarassée des 5 000
véhicules motorisés qui empruntaient quotidiennent la
route fédérale du Brenner. Après quelques années, la
situation s'était cependant détériorée. A cause du
péage, 5 000 véhicules continuaient d'emprunter la
route fédérale, tandis que 15 000 à 20 000 véhicules
inondaient la vallée en prenant l'autoroute. Au début
des années 80, la direction forestière du Tyrol a publié
une enquête qui révélait le mauvais état des forêts du
Wipptal. Ce rapport établissait clairement que la
cause en était le trafic routier. La population
concernée du Wipptal a commencé à s'insurger. Un
grand nombre de conférences-débats, de publications et
d'actions ont créé une pression d'abord médiatique et
ensuite politique, vi qui a mené au début des années
80 à des négociations avec la CE concernant le transit
des marchandises. Le traité de transit qui en a résulté

dans les principes - plutôt bon: on visait la
vérité des coûts, le transfert du transit

marchandises sur le rail, la réduction des gar
d'échappement et le contingentement du nombre des
poids lourds. Mais dès le début, on a pu constater
quelques échappatoires. On n'avait pas précisé les
délais et les mesures pour réaliser la vérité des coûts.
Le financement des mesures pour le transfert des
marchandises sur le rail n'était pas réglé. les bases
fixées pour la réduction des gaz d'échappement, à
savoir le système des écopoints, étaient fausses. Mais
avant qu'on ait pu constater l'efficacité du traité sur le
transit, on a ouvert les négociations en vue de
l'adhésion à l'I F.. Lors de ces négociations, on a dû
rencontrer une autre grave déception: hien que le
parlement national et quelques parlements des Länder
aient décidé qu'on devait sauvegarder le traité de transit
tel qu'il était, on l'a abrogé de fait et on l'a remplacé
par quelques maigres clauses transitoires.
Le traité de transit modifié
Considérons concrètement les affaiblissements des
trois atouts du traité de transit.
1. La vérité des coûts:

- Par la reprise de la directive de l'UE sur le péage, on
a ahaissé les coûts de transit de 70 000 schillings
autrichiens à 17 000 schillings par poids lourd. - On
a laissé tomber l'amende de 500 schillings en cas de
dépassement de la limite des 38 tonnes . Par là, on a
introduit de fait la limite des 40 tonnes.
- On a augmenté les coûts du transport par le rail de
5% et les clients des pays non-membres de l'UE doi-
vent payer 20% de TVA.
2. le transfert sur le rail
Le développement du réseau ferroviaire a été repris
dans le programme des "réseaux transeuropéens", qui
vise entre autre une extension du réseau autoroutier.
Un véritable transfert sur le rail ne peut être réalisé de
la sorte. Le financement du tunnel de base sous le
Brenner ne semble pas assuré. La majorité des
groupes critiques face au transit refuse maintenant c

tunnel puisqu'il ne mènerait pas à une diminution du
trafic routier si l'on tient compte des conditions
générales économiques et politiques.
3. le système des éco-points
On calcule les éco-points selon deux chiffres de base:
le nombre des passages de transit de véhicules en pro-
venance de l'UE en 1991 et les émissions en NO2 par
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à l'aide de procédures statistiques On a fisé les émis

nombre de passages de poids lourds à 1.t75.000. I.cs
nombres réels en 1993 et 1994 ont montré cependant
clairement que ces chiftres étaient faux et qu'on a al-
tribué trop d'éco points. Les fonctionnaires du gou
semement tyrolien ont calculé que les chiffres réels

1 060000 passages de transit, ce qui aurait justifié
une attribution de 14,31 millions d'écopoints In fait
on en a attribué 23,3 millions. Par là, on a atteint
pendant la première année une réduction des gar

d'échappement de t0°, sculement par des astuces de
In réalité cependant, rien n'avait changé

Selon le traité le nombre des passages de pords lourds
ne pous ait dépasser le nombre de 1991 que de 85, au
mavimum pendant les 12 ans de la durée du traité
Puisque les chiffres de 1991 avaient été lisés beau
coup trop baut, cette mesure n'avait aucun effet
Croissance illimitée du trafic
Dans le traité de transit, on a prévu une commission
bilatérale regroupant des représentants de l'U 1 et de
l'Autrche pour revoir régulierment le système des
écopoints. Cela constituait un petit succès
l'adhésion à l'l l: cette révision co fait sous la forme

selon les principes du droit communautaire, à savoir
le fonctionnement du marché commun, notamment la
libre circulation des marchandises et des services, la
protoction de l'environnent dans le cadre de l'intérêt
général de l'l nion et la sécurité
routière." Il en résulte clairement que
la situation particulière des Alpes

n'est plus considérée el qu'on
continue à réclamer une augmentation
illimitée du trafic. I ne commission
éventuelle serait multilatérale et les
Autrichiens y pourraient facilement
devenir minoritaires en cas de votati-
ons. On peut en conclure que le
gouvemement autrichien a menti à
maintes reprises au peuple autrichien:
par la formulation floue du traité de
transit; par le manque de résistance
lors des négociations d'adhésion à
I'1 :; par l'absence de réaction face à

l'augmentation inacceptable du trafic de transit
Les exigences des mouvements
Le 21 et le 23 avril, une rencontre des groupes autri
chiens s'opposant au transit a cu licu à Salzbourg. La
résolution qui y a été votée reflète bien l'état actuel du

1 Le gous ernement fédéral doit adapter le système des
écopoints aus bases de départ réelles, introduire une
interdiction de rouler pendant la nuit pour les poids
lourds et augmenter les tarils de péage sur les routes

de transit
2. Le gourerement suisse doit adapter sa position

dans le cadre du protocole de trafic de la convention
des Npes au moins aux niveaux en cours comme par
esemple ceus déterminés par l'acceptation populaire
de l'initiative des Sipes.
3. Le ministre des transports Klima et l'Ul: doivent

hals écologiques de l'Ul: et de la consention sur le
clamat et prévoir une étude d'impact sur l'environne-

+ Le gour emement fédéral doit remetire la construc
tion de sept tranches d'autoroutes et de routes rapides
de la convention de travail de 1994 jusqu'à ce que les
hases décisionnelles dans le cadre des plans généraus

du réscau fédéral de trafic soient élaborées
5. Les recettes d'un quelconque système de péage doi

vent être utilisées pour l'écologisation du système gé-
néral de trafic, pour le paiement des intérêts et des det-
les de l'ASHIN 1i (Société privée autrichienne qui
construit en Autriche des autoroutes financéespar le

In avril, nous avons envoyé à nos lecteurs romands le dossier jaune "lurope
- visions, faits, arguments, économie .... ". Nous en avons toujours quelques

dizaines. Si vous connaissez des gens susceptibles de s'intéresser à ce dossier
vous pouvez le commander chez nous. A la ngueur, nous pouvons le
remettre même gratuitement si vos finances ne sont pas satisfaisantes.
L'adhésion à l'UE signifierait une limitation substantielle de la démocratie
directe en Suisse. Selon une étude commandée par le Sénat français, 60°c des
compétences du parlement français se sont envolées vers Bruxelles. Appliqué

pords lourd « ependant, on n'a pas ésalué ces chillres

sions en N02 à 15,8 g par poids lourd et KWh ( = l'é
quisalent de la-puissance calorifique en KWh) et le

pour 199l avant de 13, o ovades dazole et

\ près

d'un examen "selon les précédures courantes de l'l 1:ct

déhal:

adapter le concept des "réscaus transcuropéens" aus

ment.

péage).

co antidemocal genager et s'opposer maintenant aux forces etronationales

Forum für direkte Demokratie: Regionalgruppe Basel
In Basel wird eine Forum-Regionalgruppe gegründet!
InteressentenInnen melden sich bitte bei:
Regional gruppe Basel, Forum für direkte Demokratie, Andlauerstr. 7, 4057 Basel
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Verkehrspolitik: Wird die Schweiz über den Tisch gezogen?
von Luzius Theiler

Je nach politischem Standort reagierten die Nitglieder
des Verkehrsausschusses des EL -Parlamentes |
dem Hearing mit der aussenpolitischen Kommission
des schweizenschen Nationalrates im Mär/ in Strass-
burg irritien oder schadenfreudig.. Da hat sich der
Präsident, der Freisinnige Ernst Mühlemann, zuerst
für das "Nein" zum EWR-Beitritt, dann für das "Ja"
zur Alpeninitiative entschuldigt und schliesslich üher-
haupt beklagt, dass das Volk in seinem Land immer
in die Aussenpolitik dreinreden könne. "Sie können
sich gar nicht vorstellen, wie schwierig es für uns ist,
wenn die Holländer jeweils wieder über die Schweiz
ausrufen"

Nach solch der oten Vorstellungen unserer
Repräsentanten im Ausland vervundert es nicht, wenn
die schweizerischen Positionen, soweit sie überhaupt
existieren, nicht sehr ernst genonunen werden. "Die
28-Tonnen-Limite für Lastwagen wird noch bis zu den
eidgenössischen Wahlen im Herbst offiziell verteidigt,
dann wird sie leicht zu knacken sein" ist die allge-
meine Meinung bei unseren Verhandlungspartnern in
Brüssel. Die El würde damit das einzige für sie ver-
bindliche V'ersprechen im Transitvertrag brechen. Die
Schweiz hingegen will ihre Milliardenverpflichtungen
musterschülerInnenhaft erfüllen, obwohl sich die
Konkurrenzhedingungen im Güterverkehr seit dem
Vertragsabschluss von1992 verändert haben und
wahrscheinlich noch dramatischer verändern werden:
• die erwartete Zunahmedes Güterverkehrs findet

nicht auf der Schiene, sondern gefördert durch cinen
rapiden Zerfall der Transportpreise, auf der Strasse
statt. Die bestehenden Bahnkapazitäten werden auch
bei voller | 'msetzung der Alpeninititative sicher
bis über das Jahr 2020 (Gutachten Coopers &
Lybrand im Auftrag des Bundes), wahrscheinlich
aber noch viel länger, ausreichen

• Die El treibt energisch die Planung für zwei wei-
tere Hochgeschwindigkeits-Basislinien am Mont-
Cenis und am Brenner voran. Die im Transitvertrag
vorgesehene Koordination der Ausbaukapazitäten
zwischen der Schweiz und der El! findet nicht statt.
Vier Eisenbahntransversalen würden den mörderi-
schen Preiskampf um die Transportgüter weiter
massiv verschärfen. Ohnehin ist der Durchschnitts-
ertrag der SBB seit 1973 pro Tonne auf weniger als
die Hälfte gesunken.

• Wenn die 28 Tonnen-Limite fällt, würde der
Produktionsgewinn der Lastwagen um 60 % stei.
gen und damit die Kostensituation der Bahn noch-
mals verschlechtert, da sich die Schweiz im
Transitvertrag . "gegenüber dem Strassenverkehr
wettbewerbsfähigen Preisen" verpflichtet hat.

Vor cinem guten Jahr, nach der Zustimmung zur
Alr zinitiative, schien sich die Schweiz verkehrspoli-
tisch in einer relativ. guten Position zu befinden.
Heute droht sie von der EU überrollt zu werden. Das

Szenario des schlecht-möglichsten Falles ist nicht
mehr ausgeschlossen:
1. Die Schweiz "baut für Luropa" (BR (gi) beide
NEAT-Stränge: den Gotthard, weil er für die Il die
wichtigste Vord-Süd-Verbindung darstellt und den
Lötschberg, weil man sich gegenüber der El' ver-
pflichtet hat, bis zum Ablauf des Transitvertrages mit
einer Röhre fertig zu sein ('m im Rahmen der ver-
sprochenen 14 Milliarden Franken zu bleiben, werden
zwei Billig-Transversalen in Angriff genommen. Die
Tunnels werden gebaut, ohne dass ein möglichst um-
weltschonender und für die Bevölkerung relativ erträg-
licher Ausbau der Zufahrtslinien sichergestellt ist,
obrrohl dies vor der Abstimmung versprochen wurde.

2. Nachdem die ehen vom Bundesrat in Auftrag gege-bene Studie bewiesen hat, was zu beweisen war, dass
die 28-Tonnen-Limite nämlich nicht immer eingehal-
ten wird, öffnet sich die Schweiz (Öffnung ist ja
Trumpf!) vollumfänglich den H0-Tönnern.
3. Die vom Volk beschlossene leistungsabhängige
Schwer erkehrssteuer wird mit der Begründung der
"nötigen Hannonisierung mit der EL " aufgeschoben

oder deckt nur einen Bruchteil der von den lastwagen

verursachten Kosten.
+. Infolge des Preiszerfalls im Güterverkehr steigert
sich der Subrentionsbedarf für die Verlagerung dar
Transporte von der Strasse auf die Schiene von bisher
budgetierten 150 Millionen Franken pro Jahr auf
Milliardenhöhe.
5. Die U'msetzung der Alpeninitiative scheitert entwe-
der an den Kosten oder an cinem internationalen
Schiedsspruch, wonach so hohe Verkehrsverlagerungs-
Subventionen "wettbewerbs verzerrend" und daher
nicht gestattet seien. Selbstverständlich wird sich die
Schweiz diesem Entscheid fügen.
Auch wenn dieser schlechteste Fall hoffentlich nicht
in allen Teilen Wirklichkeit wird, stellt sich doch die
Frage, warum sich die verkehrspolitische Situation der
Schweiz gegenüber der EU' innert kurzer Zeit so mas-
siv verschlechtern konnte. Ein Teil der Antwort ist
am Anfang dieses Beitrages nachzulesen: Wer das
Volk und seine Entscheide nicht überzeugend gegen

aussen vertritt, kann auch keine Verhandlungserfolge
erzielen. Und wer zudem als erstes politisches Ziel für
die nächsten Jahre den möglichst schnellen Beitritt zur
El' auf seine Fahne schreibt, muss zwangsläufig mit
allen anderen Forderungen, soweit sie in Brüssel nicht
genehm sind, zurückstecken. Wer vor den kommenden
Wahlen behauptet, er oder sie sei in gleichem Masse
für den EU-Beitritt und für eine umwelt- und men-
schengerechte Verkehrspolitik (und das gilt für viele

andere zukunftsweisende Forderungen genau so), er-

liegt Illusionen oder verkauft die WählerInnen für
dumm. Es gilt, die Kandidatinnen und Kandidaten, die
es betrifft, darauf anzusprechen.
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-Kurzinfos/Verkehr-

Bahntransit mehr zugenommen als
Lastwagenverkehr
Dank dem voreinem Jahr bereitgestellten Transitkorri-
dor am Gotthard ist der unbegleitete Huckepack verk ehr
um 28 % emporgeschnellt. Der gesamthafte Bahngü-
tertransit dürfte nach Angaben der SBB um rund 17 %

gestiegen sein. Der Lastwagentransit am Gotthard/San

Bernard ino wuchs demgegenüber mit rund 12 % etwas

langsamer. Tages-Anzeiger (TA), 6.1.95. axt.

Holland will Gütertransport auf die
Schiene bringen
Holland wird eine 120 km lange Eisenbahnlinie von
Rotterdam, dem grössten Hafen der Welt nach Em-
merich in Deutschland bauen. "Es nütze nichts, zwei
neue und teure Bahntransversalen durch die Alpen zu
bauen, wenn nicht gleichzeitig alles getan wird, um
den Güterverkehr von der Strasse auf die Schiene zu

verlagern", lautete eines der Argument der Initiativbe-

fürworter.

Doch nicht alle Gründe sind umweltbezogen: Holland

will Rotterdam zum Haupthafen Europas aushauen,
d.h. den Hafen, der zuerst angelaufen wird. Chronisch

überlastete Strassen behindern den Güterverkehr von

und nach Rotterdam schon heute sehr stark. Studien

zeigen, dass selbst bei einem Preis von Fr. 0.75/km

für Lastwagen der Gliterstrassen verkehr bis 2015 noch

um 80 % zunehmen würde. Erst ein Fahrverbot würde

die Strassentransporte über 100 km verringer. Heute
befördert die Bahn weniger als 10 % der Güter, die im

Hafen von Rotterdam umgeschlagen werden. TA,
27.1.95. axt.

NEAT-Diskussion verunsichert EU
Die EU besteht auf der grundsätzlichen Haltung, dass
die Schweiz sich im Transitvertrag verpflichtet habe,
beide Tunnels zu bauen. Die NEAT-Diskussionen in
der Schweiz fuhren in Brüssel deshalb
"Verunsicherungen".Wird gebaut oder
Grundsätzlich geht die EU-Kommission davon aus,
dass die Schweiz die beiden Tunnels baut und selber

bezahlt. Zu Überkapazitäten komme es nicht, genau-

sowenig zu Konkurrenz gegenüber den französischen
und österreichischen Alpentransversalen,

Tunnels zu weit auseinanderliegen würden. TA

Schweizer Eisenbahnerverband will
sich für.28 Tonnen-Limite einsetzen
Die schweizerische 28-Tonnen-Limite steht gegen wär-
tig unter Beschuss: von seiten der inländischen
Interessenverbände und der EU.

In der Wintersaison 95 hat der Ständerat die Motion

Jacques Martin gutgeheissen, in der gefordert wird, die

28-Tonnen-Limite für Holztransporte in der ganzen

Schweiz aufzuheben. Der Bundesrat erklärte die
Motion für ungültig, da diese das Gleichheitsgebot der
Bundesverfassung verletze. Nun steht die 28-Tonnen-
Limite ins gesamt zur Disposition. Im Nationalrat soll

ein entsprechender Vorstoss von Friderici demnächst

behandelt werden.

Die EU verlangte lange die Einrichtung eines10-
Tonnen-Korridors in Nord-Süd-Richtung, worauf sie
im Transitvertrag dann verzichtete. Heute fordert sie
jedoch als ersten Schritt eine Öffnung des gesamten

schweizerischen Mittellandes für ihre schweren Last-

züge. Bemerkenswert die Argumentation der EU: Mit

der Annahme der Alpen-Initiative falle die Notwen-

digkeit der 28-Tonnen -Limite für die Schweiz weg. Es

beginnt sich zu rächen, dass die Ablehnung des 40-
Tonnen-Transitverkehrs immer nur mit der besonderen

ökologischen Sensibilität des Alpenraumes begründet

wurde.

Die Ein führung der 40-Tonnen-Grenze in der Schweiz
hätte eine weitere, starke Verbilligung des Schwer-
verkehrs auf der Strasse und dadurch ein massives
Wachstum von etwa 10 000 Lastwagen fahrten pro Tag
zur Folge. Dies ginge zu einem guten Teil auf Kosten
der Bahn und voll auf Kosten der Umwelt. Deshalb
soll nötigen falls gegen die Aufhebung der 28-Tonnen -

Limite das Referendum ergriffen werden. Gleichzeitig

fordert der SEV endlich wirksame Kontrollen zur Ein

haltung der geltenden Vorschriften - aus Sicherheits-

gründen, aber auch um der Forderung nach gleicher

Behandlung zu entsprechen. Öffentlicher Dienst
(VPOD), 13.4.95. axt.

Astag fordert Erhöhung der 28-
Tonnen-Limite
Der Schweizerische Nutzfahrzeugverband (Astag) for-

derte an seinem Kongress die schrittweise Erhöhung
der 28-Tonnen-Limite. Der liberale Waadtländer
Nationalrat Charles Friderici meinte, 40-Tönner wür-

den die Umwelt weniger verschmutzen als 28-Tönner.

Dass die Aufhebung dieser Limite zu meh r
Strassentransporten führen würde, blendete er - wohl

aus politischen Gründen - aus.

Bundesrat Ogi wies als Gastredner darauf hin, dass alle

Verkehrsträger längerfristig ihre Kosten zu decken hät-

ten. Einenersten Auftrag zur Einfubrung der
Kostenwahrheit hätten die Stimmbürger mit der
Annahme der leistungsabhängigen Schwerverkehrs-
abgabe gemacht. Diese soll per 1. Januar 1998 in
Kraft treten - so wünscht es sich jeden falls der Bundes-

rat. TA 25.3.95. axt.

Eine Alpen-Initiative für Europa
"Eine Alpen-Initiative für ganz Europa" verlangten die

rund 130 TeilnehmerInnen der intemationalen Transit-

tagung in ihrer gemeinsamen Schlusserklärung Mitte
Februar im Verkehrshaus Luzern.
Drei Forderungen standen im Zentrum der Tagung, die
vom Verein Alpen -Initiative organisiert wurde:
1. Kosten wahrheit: Dem Gutertransport sollen die von

ihm verursachten Infrastruktur-, Unfall- und Umwelt-
kosten voll angelastet werden. 2. Vermindern: für den
Gütertransport ist eine neue Politik einzuleiten, die

eine Vermeidung und Verminderung des Verkehrs mit
tels Förderung von dezentralen Wirtschaftsk reisläufen

anstrebt. 3. Verlagern: Der verbleibende Güterfern ver-

kehr soll europaweit auf die Schiene verlagert werden.

Aufden Bau von Eisen bah nbasistunnels sei jedoch so-
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lange zu verzichten. als die Möglichkeiten des Aus

baus und der effizienten Nutzung von bestehenden

Strecken noch nicht erschöpft sind. Im weiteren wurde

an der Tagung Kritik an der Haltung der Schweiz
bezüglich des Verkehrsprotokolls der Alpenkonvention
laut, dessen Koordination Bern übernommen hatte.
Die Alpen-Initiative müsse auch im Entwurf des Ver-
kehrsprotokolls ihren Niederschlag finden. Deshalb sei
dieses noch mals zu überarbeiten.
Für 1996 ist ein gemeinsamer Aktionstag geplant, der
mit verschiedenen Aktionen im Alpengebiet und im

europäischen Flachland die gegenseitige Solidarität

"Initiative Transport Europe"
Am Sonntag, 9. April fand unter dem Vorsitz der
FARE-Sud (France P.A.C.A.) und der Alpen-Initiative

(Schweiz) in Mouans Sartoux bei Cannes ein interna-
tionales Treffen statt. Daran nahmen Verantwortliche

verschiedener Organisationen aus Frankreich und dem

übrigen Europa teil. Die TeilnehmerInnen beschlos-

sen, sich in einem gemeinsamen Rahmen europaweit
für den Gütertransport mit der Bahn und gegen neue

Strassen verbindungen in den Gebirgsregionen (Alpen,

Pyrenäen, Vogesen, usw.) einzusetzen.

Dafür wurde eine neue Organisation mit dem vorläufi-

gen Namen "Initiative Transport Europe" gegründet

Kontaktadresse: Initiative Europe Transport, c/o
Alpen-Initiative, cp 29, CH-3900 Brig, tel 028-24 22

26, fax 028 24 43 05. Unter dieser Adresse ist der
vollständige "Eine Alpen-
Initiative fir ganz Europa" erhältlich. Pressetext. axt.

Italiens internationale
Eisenbahnverbindungen
Italien wartet derzeit die endgültigen Entscheide der

Schweiz zur NEAT ab. Auf Staatsebene wird der Ent-

scheid Gotthard oder Lötschberg leichter gewichtet, als

die in der Lombardei der Fall ist. Die Gründe liegen

auf der Hand: Italien plant derzeit die internationalen

Linien via Turin nach Lyon via Mt. Cenis und den
Bren nerbasistun nel. Für letzteren sei aber die deutsche

Beteiligung unabdingbar, was wohl eher finanziell zu

verstehen sein dürfte. Doch Deutschland ist vorderhand

mit dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur in Rich-

tung Osten beschäftigt. Für Italien sind diese Linien

lebenswichtig, fürdie Deutschen weniger.

Die Lombardei möchte überdies das Splügenprojekt

realisieren - auch ohne schweizerische Beteiligung,
nur machen lassen solle man sie.

Weitere Linien aus Italien führen durch Süd frank reich

nach Spanien, über Venedig nach Wien oder Triest

und Ljubliana.. TA 31.3.95. axt.

Verkehrspolitischer Aktionstag in
Frankreich
In Frankreich fanden am Samstag, 8. April, an ver-

schiedenen Orten ... ndgebungen statt. Gefordert wurde

vorallem, die Guter auf der Bahn zu transportieren. Im

Vallée d'Aspe versammelten sich über 2000 Men-
sch 1, in den Vogesen mehr als 1000. Weitere Aktio-

nen fanden im Nationalpark Mercantour (gegen die
Autobahn Nizza-Cuneo) und am Westportal des Mont-

Blanc-Tunnels in Chamonix statt Bei Grenoble
werden seit Mitte März sechs Baustellen von Akti-

vistenInnen besetzt. Sie werden dabei von den Ge-

meinden unterstützt Rundschreiben der Alpen-
Initiative vom 18.4.95. axt.

Übergabe der Vorarlberger
Alpen-Initiative
Bregenz. Eine Delegation der Trägerorganisationen
Naturschutzbund, Verkehrsklub, Greenpeace, Global
2000 und Grüne ARGE ALP überreichte der Tiroler
Regierung am 1. Februar die Petition "Vorarlberger
Alpen-Initiative" mit nahezu 7000 Unterschriften.

Es wird verlangt - in Anlehnung an die Schweizer
Alpen-Initiative - über folgende Inhalte eine Volksab-

stimmung durchzu führen:

- Das Land schützt das Landesgebiet vor negativen
Auswirkungen des Verkehrs. Es begrenzt den Verkehr

auf ein Mass, das für Menschen, Tiere und Pflanzen

sowie deren Lebensräume nicht schädlich ist.

- Der landquerende Transitverkehr muss von der
Strasse auf die Schiene verlegt werden. Als Über-

gangsfrist gelten 10 Jahre.

- Die Kapazitäten der Hochleistungsstrassen, insbe-

sondere der Transitrouten, dürfen nicht erhöht werden.

Als Massnahmen zur Umsetzung ihrer Forderungen
sehen die InitiantenInnen

- eine generelles Nachtfahrverbot für LKW über 7,5

Ton nen (ausser Nahversorgung)

- die schrittweise Herabsetzung der LKW-Tonnagebe-

grenzung auf 28 Tonnen

- Planungs- und Baustop furdas hochrangige Strassen-

netz
- sektorales LKW-Transitverbot für bestimmte Waren-

gruppen. Pressetext. axt.

Lastwagenlawine in Österreich
Im letzten Jahr ist der Lastwagentransitverkehr in

Österreich um 20% gestiegen (von 840 000 Lastwa-
gen auf über eine Million). Diese Bescherung ist der

offiziellen Verkehrs- und EU-Politik der österreichi-

schen Politiker zu verdanken. Angesichts der unerfreu-

lichen Tatsachen versuchen diese nun aber, den
Schwarzen Peter der Schweiz zuzuschieben. Andreas

Kohl, Präsident der ÖVP-Fraktion, greift etwa die
schweizerische 28-Tonnen Limite an. Auf die Auf-

hebung dieser Limite hofft man in Wien umso mehr,
als die Realisierung des Brennerbasistunnels auf die

Jahre 2010 oder 2020 verschoben wurde. Nachdem die

Tiroler Bevölkerung mit einer frühstmöglichen
Realisierung dieses Tunnels und einer bedeutenden

Subventionierung dieses Werkes durch die EU gekö-

dert wurde, rtickt man nach der EU-Abstimmung von

den gegebenen Versprechen ab. Die EU hat beschlos-

sen, ihre finanzielle Beteiligung an einem künftigen
Brenner Basis-Tunnel auf 5% zu senken Nouveau
Quotidien, 1.5.1995).pr



Trans-EU-Netzwerk (TEN)
Eine Übersicht zum gigantischen
TEN-Projekt (siehe Artikel oben)

aus offizieller EU-Feder. Mit vielen
Karten. axt

European Commission, Trans-

European networks, ISBN 92-826-
8995-6, Luxemburg 1995

Transit
Ein Buch, das funf Jahre nach
seinem Erscheinen leider nichts

Aktualität verloren hat.
Texte zur Geschichte, Kultur,

Philosophie und Psychologie
der Mobilität.

"gemeinsam" an der gemeinsa-
men Verkeh spolitik der EG?

Verkehr, Umweltschutz, Transit" liefert eine kurze

Darstellung der Geschichte der EG-Verkerhspolitik.

Die Autorin zitiert die Kommission: "Die Vollendung
Bin nen marktes ist untrennbar

gemeinschaftlichen Verkehrssystem verbunden, das
sowohl qualitativ als auch quantitativ in der Lage ist,

die dadurch steigende Verkehrsnachfrage in allen
Bereichen zu befriedigen." (S. 95). Ein zentraler
Punkt ist die begriffliche Unterscheidung von freiem
Warenverkehr und freien Verkehrsdienstleistungen.

Während Freihandelsverträge nur den Warenverkehr

umfassen, zielt die Politik der EG auf die
Liberalisierung des gesamten Verkehrsmarktes, und
damit auch der Verkehrsdienstleistungen. Damit stellt
sich die Frage, ob tiefere Gewichts- und Fahrzeug-
bieitelimiten, Feiertagsfahrverbot,
begrenzte Öffnungszeiten der Zolldienststellen, etc.,
noch zulässig sind, so lange sie nicht in allen EU-Mit-

gliedsländer gelten. Wie wirksam solche Massnah-

men sind, erkennt man schon daran, dass 40% des
Österreich querenden Gütertransitverkehrs "Umweg-

transporte" sind: obwohl der Weg durch die Schweiz

kürzer ist, wird er aber aus den obengenannten
Gründen nicht gewählt.

P.C. Mayer (Hrsg.), Transit: das Drama
Mobilität: Wege zu einer humanen Verkehrspolitik,
Schweiz. Verl.-Haus, Zürich 1990

Transittagung der Alpeninitiative
Zur interationalen
Transittagung der Alpen-Initia-

tvie in Luzern (17./18. Februar

95) wird eine Broschüre mit
den Referaten erscheinen, die

beim Sekretariat in Brig zu
beziehen ist. In Luzern refe-

rierte unter anderem Herrmann
Knoflacher, Uni-Professor und Verkehrsexperte und
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--Bücher/Verkehr--

EU-Kritiker aus Wien: "Je dümmer eine Volks-
wirtschaft, desto mehr Verkehr produziert sie".

Weitere Referenten vermittelten Grundwissen zur Ver-
kehrspolitik und zur speziellen Ökologie der Alpen.

axt.

Alpeninitiative, Pf 29, 3900 Brig, Tel 028-244 305

Auto. Verkehr & Umwelt
Aus der Feder eines Autors,
der seit langem inder
Automobilindustrie arbeitet
und konsequenterweise auf
Recyclingpapier druckt lässt!

Er fordert: Auto fahren ja,

aber viel weniger und mit
wengier Energieaufwand. Die
zehn Tonnen Erdöl, die ein

heutiges Kompaktauto während seiner Lebensdauer in

Atmosphäre
Notwendigkeit einer tiefgreifenden Änderung unserer

Haltung gegenüber dem Verbrauch von Rohstoffen
und der für die Evolution des Autos massgeblichen

Rahmenbedingungen.
Ein Plädoyer für die Umverkehr-Initiative zur Hal-

bierung des Verkehrs. Die eine Hälfte abschaffen, die

andere Hälfte sinnvoll und so umweltverträglich wie

möglich gestalten. axt.

H. Barske, Auto. Verkehr & Umwelt. Wege aus der
Sack gasse in eine Zukunft mit Perspektive, Focus,

Giessen 1994

"Ich fahre, also bin ich"
Trotz Waldsterben, trotz

Sommersmog und Dau-
erstau wartet man ver-
geblich auf überfällige

politische Entschei-

dungen. Anhand der (zu-

weilen amüsanten) Ge-

schichten des "eiligen
Jahrhunderts" beschreibt

Kuhm die Ordnungs-
funktion des Automo-
bils: Indem es die Men-

schen isoliert, unterwirft es sie effektiver einem ge-

sellschaftlichen Reglement; als offene Gewalt und so-
ziale Kontrolle es je vermocht hätten.
Autofahren wird zur Zwangshandlung, zum Selbst-
verstärk un gsvehikel oder zur Ich-Prothese - die Folgen
für den Strassenverkehr liegen auf der Hand: "Ich
fahre, also bin ich "(S. 9). axt.

K. Kuhm, Das eilige Jahrhundert. Einblicke in die au-

to mobile Gesellschaft, Junius, Hamburg 1995
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Der grosse Crash
"Geisterfahrer in den Chefetagen"
der Automobilindustrie
organisieren die "Freie Fahrt ins
Krisenchaos". Die fünf Autoren
beschreiben den Kollaps unserer
Auto gesellschaft. Sie zeigen wie
in der (Auto-)Mobilgesellschaft

Mittel unrationell ein gesetzt
werden. An hand konkreter Beispiele wird deutlich, wie

es die machthabenden PolitikerInnenund Manager
unterlassen, die Produktions- und Transportprobleme

lösen.

Im Schlusskapitel werden Alternativen dargestellt und
der "Aufstiegund die Grenzendes automobilen
Kapitalismus" diskutiert. axt.

H.G. Abmayr (Hrsg.), Der grosse Crash. Der Kollaps
unserer Autogesellschaft, Schüren, Marburg 1994.

Gesundheitsrisiko Auto
Das Buch des Münchner
Seminars zum Thema Umwelt
und Verkehr (organisiert vom

Ärztlichen
Bezirksverband

plädiert

München)
dass die

Ärztelnnen

Verk eh rsd isk ussion

schen - im letzten Jahrhundert

spielten ja engagierte Ärzte im

Gesundheitsbereich eine wichtige Rolle, indem sie die

wissenschaftlichen Grundlagen für die Einführung
von Schlachthäuser und Kanalisationen geliefert
hatten. Heute sind sie gerufen, sich für eine
menschen- und umwelt freundliche Verkehrspolitik

einzusetzen, indem sie auf die Folgen und Kosten der

derzeitigen Politik hin weisen undEntschei-
dungswissen liefern.

Der zweite Teil des Buches ist eher allgemein'
gehalten: Es werden die psychischen Widerstände von

AutofahrerInnen beschrieben, die sich durch eine

ökologische Autopolitik bedroht fühlen. Hermann
Knoflacher zeigt, dass jede Geschwindigkeitserhöhung

zu einer Vergrösserung der Wege führt, ohne dass eine

Zeiteinsparung entsteht. Die Mobilität der einen
schränkt die der andern ein. "Solange Autos den
Aktivitäten des Menschen so wie heute direkt zuge

ordnet werden, wird kein normaler Durchschnitts-
bürger, ausser bei extrem hohen Preisen für das Auto,

den öffentlichen Verkehr benutzen. Die Mindest-
forderungfür Chancen gleichheit zwischen öf-
fentlichem Verkehr und Auto verkehr ist die Äquidis-

tanz zum geparkten Auto und zur Haltestelle. D.h.

wir müssen unsere Siedlungen an der Oberfläche
auto frei machen, die Autos in zentralen Garagen stap-
peln, die von unseren Aktivitäten genauso weit ent-

fernt sind, wie die Haltestellen des öffentlichen

Verkehrs Erst dann kommt eszu einem
Selbststabilisierungseffekt von Siedlungsstruktur,

Wirtschaft und Ökologie" (S. 135). axt

H. Gloning et al (Hrsg.), Gesundheitsrisiko Auto,
Mabuse, Frankfurt a. M. 1995.

---Bücher/Verschiedenes--

Rassismus und Neuer Nationalismus
In der Reihe "Texte zur antifa-

schistischen Diskussion"

bringt das unrast-

AutorenInnenkollektiv kleine

Schriften heraus. Band I mit
dem Titel "Rassismus" be
schreibt die ökonomischen Be-

din gungen der Rassismen, sei-

ne Beziehung zu Staat, Faschismus und westeuro-

päische Vereinigung und bringt aus der spanischen

Diskussion neue Denkanstösse zu einer antirassis-

tischen und antirepressiven Politik.

In letzten Kapitel wird eine spezifisch US-amerikani-

sche Sichtweise des Rassismus in der Sklavenhalter-

gesellschaft und dessen Modifizierung durch die
Industrialisierung dargestellt. Es schliesst mit einer

aktuellen Auseinandersetzung mit dem Rassismus und

len Gegenbewegu- ren in den USA
Inter "Im Westen nicht Neues: oder: Warum Nationa-

lismus ein 'alter Hut' ist" ist nachzulesen, dass der

heute in der BRD und in Westeuropa mit neuer Qua-

litä. rufgebrochene Nationalismus nicht nur ein Pro-

dukt rechtsextremer Propaganda, sondern eine Folge

jahrzehntelanger staatlicher Politik ist. Besonderes

Augen merk gilt dabei der Politik der BRD nach 1945

und dem neuen westeuropäischen Nationalismus im
Rahmen der EG-Abschottungspolitik. axt.

un rast-Auto ren Innenkollektiv, Rassismus (Bd. I) und

Neuer Nationalismus (Bd. II) (je 80 Seiten), unrast,

Münster 1993, bzw. 1994

Europarecht
Die Lesbarkeit und das sinnvoll
angelegte Stichwortverzeichnis
machen dieses Buch zu einem
angenehmen Arbeitsinstru ment

fr Leute, die sich politisch mit
der Europafrage befassen, aber
weder Lust noch Zeit haben, sich

durch Literaturberge hindurchzuar-

beiten. "Europarecht" bietet die Möglichkeit, sich in

Kürze zu einem Stichwort zu informieren, ob es nun

um EU-Gerichtshofurteile oder Gesetze geht
Ebenfalls sind Verfahren, wie z.B. die Erarbeitung und

Absegnung des EU-Haushaltes, beschrieben. axt.

Rudolf Streinz, Europarecht (2. völlig neubearbeitete
Aufl.), Müller Jur. Vlg, Heidelberg 1995



Worte aus einem Buch,
das noch

740 Leserinnen sucht
«Je mehr Dinge die - im Durchschnitt - reichen
Schweizerinnen und Schweizer besitzen, desto
weniger haben sie im einzelnen davon.»

(siehe: «Die Effizienz des fünften Teddybären»)

«Sie müssen den Gürtel enger schnallen,
sagen jeweils die Dicken den Dünnen, wenn
die Dünnen ihre Schulden nicht mehr zahlen
können.»

(siehe: «Wenn die Sprache delikat wird»)

«Die realistische Freiheit
endet dort, wo der reale
Strassenverkehr beginnt.»

(siehe: «Die Kopfnick-
Wörter»)

«Dieweil der Kurs der
politischen Moral
zerfällt, wird die Moral
unter der Gürtellinie
noch hochgehalten.»

(siehe: «Keine Moral
bitte!»)

«Wer die Grenzen des Wachstums sieht, die
Ausbeutung von Natur und Menschen
bekämpft, Selbstversorgung vor
Fremdversorgung stellt und Macht, Entscheide
sowie Versorgung vermehrt dezentralisieren
möchte, der oder die kann weder die
Europäische noch andere gigantische
Wirtschaftsgemeinschaften befürworten.»

(siehe: «Im europäischen Zwiespalt»)

«Sind Sie als arbeitende Person jenen dankbar,
die nicht arbeiten?»
(siehe: «Brot und Arbeit»)

Zum
Verkehr

verkauftHanspeter Guggenbühl jedem
Markt KonkurPrewDie Effizienz
des fünftenmache

«Die Welt mag sechs
Milliarden Menschen
tragen - sechs
Milliarden Ferraris
erträgt sie nicht.»

(siehe: «Der Ferrari und
andere Fehler»)

Teddybaren «Für die Umwelt ist es
besser, wenn weniger
getan wird.»

(siehe: «Umwelt: Mehr
lassen»/Der

Kolumnen und Glos
Mar

n 1985 bis 1994



Worte über ein Buch,
das noch

740 Leser sucht

« Die Effizienz des fünften Teddybären' ist ein
ungeheuer auf- und anregendes, manchmal
lustiges, oft listiges Buch. Wer bei
Guggenbühls Zeilen lacht, verlacht nicht die
Welt, sondern bekommt Mut, von neuem für
Ihre Erhaltung zu kämpfen.»

Urs Spinner im «Panda-Journal»

«Die 160 Seiten starke Sammlung von Kolumnen,
Glossen und Kommentaren steckt zwar voller
Fachwissen und harter Fakten. Doch präsentiert
er sie meist so, dass sie sich zu leicht lesbaren
Kurzgeschichten verdichten, in denen die
Spannung aus schroffen Widersprüchen und
Absurditäten unseres modernen Lebens entsteht,
aus der Lächerlichkeit jener Ideologen etwa, die
Ideologien bekämpfen.»

Niklaus Ramseyer im «Tages-Anzeiger»
«Guggenbühls fundierte, glasklaren und
wahren Kolumnen halten der
Konsumgesellschaft schonungslos einen
Spiegel vor.»
JY in der «Aroser-Zeitung»

«In einer Zeit, in der es tabu ist, Stellung zu
beziehen und erst noch moralisch zu werten,
ist es beinahe wohltuend, die Kolumnen von
Hanspeter Guggenbühl zu lesen.»

Judith Stofer in der «DAZ »

«Leserinnen und Leser können mit Verblüffung
feststellen, dass wesentliche Fragen, die uns
heute beschäftigen - sei es die Diskussion um
Lenkungsabgaben oder die verschiedenen
Varianten der Eisenbahn-Alpentransversalen -
schon vor fünf oder zehn Jahren genau die
gleichen waren.»

Zeitung «Novitats»

Bitte senden Sie mir
..... Exemplare des Buches «Die Effizienz des fünften Teddybären» von Hanspeter Guggenbühl
zum Preis von Fr. 22.- (+ Fr. 3.- Versandspesen)

Name
Adresse

PLZ/Ort
Bitte denTalon ausschneiden und einsenden an DAZ Verlags AG, Postfach 926, 8021 Zürich
oder faxen an 01/291 22 24 oder das Buch einfach bestellen überTelefon 01/295 92 50.



V'ertrauliche Europol-Kon ention skizziert Super-Cicheimdienst in J uropa

Europol bestimmt heute, wer morgen kriminell sein soll

und Zeuglnnen möglicher künftiger Straftaten. KritikerInner verlangen statt Europol eine
offenere Drogen- und Asylpolitik.
Von Beat I cuthardt*

Europol sei, so glauben noch heute Presseleute in
Brüssel, cine herkömmliche neue Polizeizentrale der
Il Staaten, wo die nationalen Polizeien zusammenar-
beiten und inshesondere ihre Karteien von (beltätem
und Verdächtigen austauschen. Europol, so hetcuern
deren geistige Väter - Bundeskanzler Helmut Kohl und
sein Innenminister Manfred Kanther - diene bloss da-
zu, dem durch die Räumung von Grenzhäuschen
(Stichworte: Schengen, luropa der offenen Grenzen)
und den Fall der Berliner Mauer vorgeblich
schwächten Fahndungsverbund Europa im Kampf ge-
gen das Verbrechen wieder gleiche Spiesse zu ver-
schaffen.

In Wahrheit wird in Den Haag - wo huropol seit fünf-
viertel Jahren iim Aulbau begriffen ist - ein westeuro-
päischer Geheimdienst eingerichtet, dessen Kompe-
tenzen umfassend sind. Dies zeigt der vertrauliche Ent-
wurf des ( bereinkommens zur Errichtung von Euro-
pol, der vom 22. November 1994 datiert und dem Rat
der Staats- und Regierungschefs vorgelegen hat, die
ihn - mit leichten Modifikationen - noch im kommen-
den Juni an ihrem nächsten Gipfeltreffen zur defini-
tiven Genehmigung vorgesehen haben.
Europol weiter als Schengen
Kernstück ist der geplante Europol-therwachungs-
computer. Im Unterschied zur Durchführungs-Kon-
vention von Schengen und dem damit verbundenen
Schengener Informationssystem (SIS) bemüht man
sich in der Europol-Konvention schon gar nicht erst
um juristische Tarnung dafür, dass praktisch jede Per-
son erfasst werden kann, wie der stellvertretende Da-

tenschutzbeauftragte von Niedersachsen Thilo Wei-
chert festhält:
• Erfasst werden können in der Basisdatei neben verur-

teilten StraftäterInnen grundsätzlich alle Personen,
die einer Straftat verdächtig sind und - man lese
genau - Personen, bei denen Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass sie Straftaten begehen werden, für
die Europol zuständig ist. Weder muss der
Tatverdacht dringend noch müssen die Tatsachen
konkret und erheblich sein; die Einschätzung der
Europol-Cops genügt.
• In den Analysedateien - den eigentlichen Schnüffel-
computern von Europol - verliert sich jede Kontur
und rechtsstaatliche Beschränkung. Registriert wer-

luch Personen, die bei einer künftigen Strafverfol
zung als /cugen in Betracht kommen und Perso

non, bei denen . Inhaltspunkte bestehen, dass sie
Opfer einer künftigen Straftat werden können - so-
wie deren Kontakt- und Begleitpersonen. line De
nunziantendatei (Personen, die İnformationen üher
Straftaten liefern können...) gehört chenso zum
System

Dazu passen die <länschränkungen» über Art und
I infang der Daten oben umschriebener Personen-
kreise: Schon in der Basisdatei dürfen neben den Stan-
dardangaben wie Name, Geburtsort und Staatsange-

hörigkeit soweit erforderlich auch andere zur Identifi-

ricrung geeignete Merkmale gespeichert werden, ins-

hesondere unveränderliche körperliche Merkmale, da-

neben ausserdem Angaben über Tatzeiten und Tatorte
I etzteres führt besonders dor zu interessanten Interpre-
tationsfragen, wo es gar keine Straftat gibt, sondern
cine künftige Tat gemäss Europol-Konvention erst an-
genommen werden. In den Analysedateien schliesslich
dürfen auch - nicht näher eingeschränkte - weitere Per-
sonendaten gespeichert werden, wenn wegen der Art
oder Ausführung der Tat oder sonstiger Erkenntnisse
zu erwarten ist, dass diese Personen in Zukunft Straf-
taten, für die Europol nach Artikel 2 zuständig ist,
begehen werden.

Europol stützt harte Asyl- und
Drogenpolitik
Über die Schwere jener Kriminalität, für welche Euro-
pol sich zuständig erklärt, lässt sich mit Fug streiten.
In Artikel 2 genannt werden neben der Bekämpfung
von Drogenhandel, Geldwäsche und Atomschmuggel
auch illegale Einschleusung und Menschenhandel.
Eine rationale und liberale Drogen- und Asylpolitik,
so schreiben die bündnisgrünen Ahgeordneten Claudia
Roth und Manfred Such, welche den Nutzen von
Europol nachhaltig bezweifeln, würde Hauptbetäti-
gungsfeldern von Europol den Boden entziehen. Kriti-
kerInnen sehen' im Europol-Computer neue Mög-
lichkeiten des Zugriffs auf Ausländerdaten - egal, ob
als künftige TäterInnen, Opfer oder Zeuglnnen.:
So uferlos das Datensammeln, so klein die rechtliche
und politische Kontrolle. Datenschutzexperte Wei-
cherts Kritikliste ist lang und ätzend:
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Line Spanierin erkämpfte in Strassburg ein bemerkenswertes Grundsatzurteil

Ein Menschenrecht auf gesunde Luft
von Jörg W eher*

Die Verschmutzung der I mwelt kann das .\lenschen-
recht auf Achtung des Privatlebens und der Wohnung
verletzen. Das hat der Europäische Gerichtshof' für
Menschenrechte in Strassburg in einem Grundsatzur-
teil entschieden. "Damit erkennt der Gerichtshol den
( mweltschutz zwar noch nicht als Menschenrecht an,
aber die Tendenz weist dalin - ein Meilenstein in dar
Rechtssprechung!", erklärt Johan ('allew aert, ein Mit-
arbeiter des Gerichts
für die Klägerin Gregòria Lòpez. Ostra ist das | rteil
ein überraschender Erfolg am Ende eines sechsjährigen
Marsches durch die Instanzen. Die 39jährige Hausfran
lebt mit ihrem Mann, einem Kranführer, und zwei
Töchtern in Lorca in der südostspanischen Provinz

Murcia. Das Leiden der Familie heginnt im Juli 1988
Nur zwölf Meter von der Wohnung der Lòpez entfernt
geht eine Inlage für chromhaltige Abwässer aus le-
dergerbereien in Betrieb. Kurz daraul ziehen giftige
Gase durch den Vorort. Die Stadty crwaltung evakuiert
die Bewohner, lässt die Anlage aber nur teilweise

Drei Monate später ziehen die Lòpez wieder in ihre
alte Wohnung. Es stinkt noch immer faulig. Im
Herbst 1988 klagt Frau Lòpez Ostra in erster Instanz,
um die Anlage stillegen zu lassen. Ihre Tochter
Christina leidet unter Magersucht, Allergien und stän-
diger ( belkeit. Die Spanierin verliert den Prozess
1990 in dritter Instanz.
"Sie können ja umziehen, wenn Ihnen der Gestank

nicht passt", hatten die Richter geurteilt. Lòpez ziehen
um - auf eigene Kosten. Mittlerweile hat Lòpez' An-
walt das Europäische Gericht für Menschenrechte in
Strassburg angerufen. Endlich, im Dezember 1994
wendet sich das Blatt für die Familie. Der spanische
Staat verliert vor Gericht: Die neun Richter - einer ist
Spanier - sprechen der Klägerin vier Millionen Peseten

(etwa 50000 DNI) Schadenersatz zu. Frau Lòpez ist
überglücklich: "Manchmal dachte ich, ich sei selhst
die Verrückte und nicht die spanischen Behörden."

Das Urteil, in Deutschland bisher unveröffentlicht, ist
bemerkenswert: Es ist die erste erfolgreiche Klage für
den Umweltschutz seit der Ratifizierung der europäi-
schen Menschenrechtskonvention 1950. Das Strass-
burger Gericht hat in seiner Begründung ausdrücklich
erklärt, Grundrechte wie der Schutz von lamilic und
Wohnung können durch U'mweltverschmutzung ver-

"Selbst im Detail auffällig liberal", findet der Heidel-
berger Experte für interationales Umweltrecht, Lothar
Gündling, das Urteil. Der Grund: Die Richter sehen
ein Menschenrecht nicht erst dann als verletzt an,
wenn jemand bereits erkrankt ist. Es genügt bereits
eine "Belästigung". die das Privatleben einschränkt.
"Bürgerfreundlich" ist für Gündling auch die Vertei-
lung der Beweislast: Frau Lòpez musste nicht nach-
weisen, dass ihre Tochter an den Schadstoffen aus der
Anlage erkrankte. Die Kläranlage könnte die Krankheit
verursacht haben. Das genübt den Richtern.
Mit diesem Urteil geht das europäische weit über das
deutsche Recht hinaus. Während die Europa-Richter
zugestehen, dass eine U'mweltverschmutzung Men-
schenrechte berührt, haben sich deutsche Politiker im
Grundgesetz nur zu eineme "Staatsziel Umweltschutz"
durchgerungen. Das verpflichtet den Staat in nicht
näher definierter Weise, zum Umweltschutz beizu-

tragen. Die Bürger besitzen jedoch keine einklagbaren

Rechte. Dass eine europäische Instanz das deutsche
Staatsziel so in den Schatten stellt, ist eine Lektion
für die deutsche Politik.

*Dieser Artikel erschien im Greenpeace-Magazin 2 95

Fortsetzung von Seite 17:
Europol handle ohne ministerielle, politische oder
staatsanwaltliche Direktive, sei rechtlich also gleich-
sam freischwebend. Statt bloss ein Instrument der Zu-
sammenarbeit zu sein,soll Europol selber Per-
sonendaten sammeln oder aus jeder Quelle beiziehen
und in das Informationssystem eingeben können. Mit
seiner Tätigkeit ausserhalb strenger straf prozessualer
Regeln könne Europol strafrechdiche Ennittlungen
nicht nur koordinieren, sondern steuern, kritisierte
Weichert am Der chen Strafverteidigertag. Die Be-

hörde könne Erkenntnisse ebenso in konkrete
Strafverfahren einfliessen wie einem natio-
nalen Geheimdienst zukommen lassen. In
allen fraglichen Bereichen - Strafprozessrecht
und Verteidigungsrechte, Akten- und Daten-
einsichtsrechte - würden gemäss Europol-
Konvention nationale Regelungen umgan-
gen.

Koller möchte beim
Super-Geheimdienst dabei sein
Europas Regierungen ficht dies nicht an. Statt Bürger-
rechte und Datenschutz zu thematisieren, streiten sie

auf einem Nebenschau- platz darum, wieviele Poli-

zistinnen auf die besonders geheimhaltungsbedürftigen

Analysedateien Zugriff haben dürften. Mit Erfolg
Auch einst liberalen Ländern wie Österreich, Schwe-

den und Finnland erwächst keine Kritik im Land - sie

haben sich bei Europol bereits angemeldet. Auch den
Schweizer Justizminister Arnold Koller juckt es. Er
bekniet die EU seit längerem, dass auch ausserhalb der
EU stehende Staaten eng mit Europol kooperieren
könnten (so Ende 1994 in Brüssel an der Rats-
konferenz der Justiz- und Innenminister). Sein kon-
kreter Wunsch zeigt, dass er begriffen hat, wo Furopol
seine Macht verwaltet: - Koller möchte die
Stationierung von Verbindungsbeamten vor Ort in
Den Haag.



Kommentar zu"Menschenrecht
auf gesunde Luft"

Strassburg vor Brüssel?
von C'hristian Thomas

Erstmals haben Richter erkannt, dass
es ökologische Menschenrechte gibt
Das neue Urteil aus Strassburg könnte
zum Meilenstein werden: Stell' Dir
vor, all die täglichen Angriffe aus der
Imwelt auf die Menschliche Ge-
sundheit wären einklagbar: Das Nitrit
im Trinkwasser, das Ozon und der
Russ in der Luft, alles was die aner-
kannten Grenzwerte der WHO üher-
trifft und die Gesundheit von Men-
schen schädigt, würde nicht nur auf
dem Papier, sondern auch im Gerichts-
saal zu Verurteilungen führen! Vergli-
chen mit allem, was bisher auf euro-
päischer Ebene zum Thema I mwelt
geurteilt worden ist, kann das Strass-
burger Urteil auch deshalb eine ganz
neue Ara der U'mwelt-Rechtssprechung
einleiten, weil endlich die Beweislast
beim I mweltverschmutzer angesiedelt
wurde. Wer also glaubt, die Schweiz.
könne ohne EL'-Mitgliedschaft den
ökologischen Fortschritt in Europa

schleunigen, hat sich getäuscht: Die
Schweiz ist Mitglied der Europäischen
Menschenrechtskommission (EMRK)
in Strassburg und stellt jetzt sogar das
Präsidium. Die EU hat sich bisher alle
erdenklichen Tricks benutzt, um in

zu, müssen: die Einstim-migkeit bei grundsätzlichen Neue-
rungen, die Beweislast beim Kläger,

wissenschaftliche Nachweis der
Schädlichkeit, selbst wenn er wie
beim PCB (vgl. EM 294) schon

längst offensichtlich ist oder die Ver-
hältnismässigkeit der Einschränkung
der Handelsfreiheit wie beim Pfand-
flaschen-Urteil - all' das hat zur Folge,
dass die EU bisher eine Umweltge-
meinschaft im schlechten Sinne ge-
blieben ist und mit dem massiven
Ausbau der Verkehrswege auch blei-
ben wird, wenn die EMRK den noto-
rischen Umweltfeinden keinen Strich
durch die Rechnung macht. Das Stras-
burger Urteil ist die Vorraussetzung
dafür, dass die Menschen entlang der

erfolgreich
Menschenrecht auf Nachtruhe einkla-
gen können - und der Sonderfall
Schweiz mit Nachtfahrverbot für Last-
wagen zum Normalfall für alle, die
nachts schlafen wollen, wird.
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eit 1959 warten die Frauen in den EG- El '-Ländern auleichen Lohn für gleichwertige Arbe

Kampf gegen ungleiche
Bezahlung

Zahlen veröffentlichte der Frauenausschuss des EU-
Parlaments (EUP).

über 1990 (73 C) nur geringfügig für die ungleiche Bezahlung ist. In
Österreich seien allerdings für Frauen in

Bei weiblichen Angestellten ist in der Landwirtschaft durch gesetzgeberische
Luxemburg (59,+ (c) und Grossbritan- Massnahmen Verbesserungen
nien die Kluft zu den männlichen Kolle-
gen am deutlichsten. Mit 69, bzw. 70 C Schlusslicht Grossbritannien
liegen Griechenland und Portugal hier an
der "Spitze". Die alte Bundesrepublik Besonders krass ist nach Darstellung der
liegt mit 68,1 % leicht über dem Durch- britischen Vertreterin die Lage in ihrem

Land, wobei schwarze Frauen sogar
doppelt diskriminiert würden. Die Ver-Chancen nur mit dienste der Frauen in der Industrie (zweiGewerkschaften Drittel der IndustriearbeiterInnen sind

Das Problem wird seit langem diskutiert. Frauen) lägen unterhalb der vom EU-Rat
Auf EU-Ebene ist der Grundsatz. "gleiche festgelegten Mindestgrenze. Teilzeitbe-
Bezahlung für gleichwertige Arbeit" seit schäftigte seien von Überstundenvergü-
1959 vertraglich verankert. Zwei Richt- tung, Bonuszahlungen und Gratifi-
linien zur Lohngleichheit (1975) und zur kationen ausgeschlossen.
Gleichbehandlung (1976) verbieten zu- Zur Zeit beschäftigt sich der El'-Ge-
dem ausdrücklich die strukturell bedingte richtshof allerdings mit der Frage, ob die
wie die indirekte Diskriminierung. Der britische Gesetzgebung mit dem EU-
EU-Gerichtshof hat diesen Rechten in Recht vereinbar ist. Im übrigen könne
zahlreichen Einzelentscheidungen Gel- nicht länger hingenommen werden, dass
tung verschafft. ungleicher Lohn akzeptiert werden
Gemäss der Berichterstatterin des EUP müsse, um überhaupt auf dem Arbeits-
haben es Frauen in Ländern ohne starke markt zu bleiben.
Gewerkschaften und tarifliche Regelun- Verhaltenskodex in
gen besonders schwer, gleiche Bezahlung Vorbereitung
durchzusetzen. Deshalb würden auch
strengere gesetzliche Regelungen nicht Das parlamentarische Hearing zeig, dass

greifen. Ein stärkeres Engagement auf das Thema auf der EU-Tagesordnung
allen Ebenen der Gewerkschaften sei not- bleibt. Bereits im Sommer vergangenen
wendig, um voranzukommen. Jahres hat die EU-Kommission ein
Manneskraft gilt - auch im "Memorandum über gleiches Entgelt für

gleichwertige Arbeit" vorgelegt, das dieZeitalter der Maschinen
bestehenden Defizite analysiert.

Auf das Phänomen, dass die Femini- Im Laufe dieses Jahres soll ein Verhal-

sierung bestimmter Berufsgruppen auto- tenskodex verteilt werden, der Arbeitge-
matisch zu einer Abwertung und damit bern und Gewerkschaften hilft, Diskrimi-
zu geringerer Bezahlung führe, wies eine nierungen zu erkennen und Strategien für
Expertin aus Frankreich hin. Die Beweis- deren Bekämpfung zu entwickeln.
last müsse dringend umgekehrt werden -
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Die Richtlinie /un Schutz schwangerer Fraucn am Arbeitsplate

Die Mutterschaftsversicherung in der EU
Von den hehren Hoffnungen, dass die Gemeinschaft Motor in Sachen Gleichstellung
Frauen undbei der Verbesserungihres sozialen Schutzes seinwürde, ist nicht mehr viel

geblieben.

ron Susanne Schunter-Kleemann

In allerletzter Minute, nachdem niemand mehr an eine
erfolgreiche Verabschiedung geglaubt hatte, wurde am
19. Oktober 1992 die "Richtlinie zur Verbesserung der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwange-
ren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplat/" vom Rat da
Arbeits- und Sozialminister angenommen. Vorausge-
gangen waren beinahe ein Jahr/chnt von
aufreibender fratenpolitischer rheit im Losschuss ei
die Rechte der Irau, im Büro für Chancengleichheit
und zweimalige Konsultationen des Il -Parlamentes.
Zur allgemeinen ( berraschung hat die Regierung
Grossbritanniens, an der in den letzten Jahren beinahe
alle sozialpolitische Vorhaben der EG gescheitert wa-
ren, die Mutterschutz-Richtlinie letztlich doch unter-
stützte Offensichtlich wollte die britische Regierung
in der Zeitspanne, in der das Vereinigte Königreich den
Ratsvorsitz innchatte, cinmal mit einem positiven so-
rialpolitischen \ otum glänzen.
Der Inhalt dieser Mutterschutz-Richtlinic ist allerdings
seit den ersten Intwürfen so vervässer worden, dass
sie selbst von konservativen Kreisen mitzutragen war
Sie sieht so gut wie keine Änderung des Status quo
vor, ja sie fällt gegenüber dem erreichten Besitzstand
in zehn EG-I ändern teilweise erheblich zurück. Zu be-
achten ist auch, dass die Richtlinie aus dem Gleichbe-

In ihrem 1990 vorgelegten Entwurf hatte die Kommis.
sion noch folgende Mindeststandards verlangt:

• Während der Schwangerschaft und nach der Geburt

dürfen Frauen nicht an Arbeitsplätzen cingesct/l

werden, wo Gefahren für ihre Gesundheit durch
physikalische, chemische oder biologische Stoffe

• Es besteht Anrecht auf mindestens 14 Wochen | r-
lauh bei vollem Lohn- und Gehaltsausgleich.

• Mit der Arbeit verbundene Rechte und Ansprüche
dürfen während Mutterschaftsurlaubs nicht
gekürzt werden.
• Der Kündigungsschutz ist gewährleistet.
• Während der Schwangerschaft besteht ein absolutes
Nachtarbeitsverbot (Kommission 1990 b:20)

Das lil -Parlament hatte demgegenüber immer cine
längere Schut/periode, nämlich 16 Wochen Mutter-
schutzurlaub bei vollem Lohnausgleich, ein Kün-
digungsverbot und Nachtarbeitst erbot auch nach dem
Mutterschaltsurlauh gefordert.
Noch am 1t. Mai 1992 hatte das EG-Parlament in
zweiter Lesung 17 weitreichende Änderungsanträge
zum Textentwurf des Ministerrats vom Dezember
1991 gefordert, diese wurden zum Teil von der EG-
Kommission übernommen und auch von Italien un-

men und als Richtlinie zur Verbessenung der Arbeits-
sicherheit auf Basis von Art. 118a EWGV gestützt

Der von vielen Seiten gehegten Befürchtung, dass die
niedrigen gemeinschaftlichen Mindeststandards als
Aufforderung verstanden werden könnten, weiterge-
hende einzelstaatliche Regelungen im Mutterschutz
nun wieder zurückzunehmen, sollen ganz offensicht-
lich Bestimmungen in der Präambel und in Art. 1
Abs. 3 der Richtlinie entgegenwirken. Dort heisst es,
dass diese Richtlinie "keine Einschränkung des bereits
in den einzelnen Mitgliedstaaten erzielten Schutzes
(ermögliche); die Mitgliedstaaten haben sich gemäss
dem Vertrag verpflichtet, die bestehenden Bedingungen
in diesem Bereich zu verbessern und sich eine Harmo-
nisierung bei gleichzeitigem Fortschritt zum Ziel ge-
setzt." (Richtlinie 92 85 EWG: 1)
Von den hehren Hoffnungen, dass die Gemeinschaft
Motor in Sachen leichstellung von Frauen und bei
der Verbesserung ihres sozialen Schutzes sein würde,
ist also nicht mehr viel übrig geblieben.
Ber Met man die Eckpunkte der EG-Mutterschaftsdis-
kussion in den letzten Jahren, dann ist der materielle
Gehalt der verabschiedeten Richtlinie allerdings so
dürftig, dass sogar gefragt wird, ob cine neue Eiszeit
in der EG-Frauenpolitik ausgebrochen sei (vgl.
Sperber 1992).

Der Rat der Arbeits- und Sozialminister setzte sich
weitgehend üher all diese Änderungsvorschläge hin-
weg. Er einigte sich am 24. Juni 1992 darauf, mater-
ielle Änderungsvorschläge des Parlaments und der
Kommission überhaupt nicht mehr zuzulassen. Ände-
rungsanträge von politischer Bedeutung, wie die be-
reits reduzierte Forderung nach Fortzahlung von min-
destens 80 Prozent der Bezüge während des Mutter-
schaftsurlaubs, die Forderung nach Aussetzung der
Nachtarbeit für Arbeitnehmerinnen während eines Zeit-
raumes von mindestens 16 Wochen und zur (mkehr
der Beweispflicht wurden nicht akzeptiert (Bericht:
Schutz Schwangerer 1992: 2).
Zu den umstrittensten Punkten, in denen letztlich je-
weils nur die Minimallösung gebilligt wurde, gehört
einmal die Mindestdauer des Mutterschaftsurlaubs und
die Höhe der Absicherung. Wie gesagt hatte das EG-
Parlament bis zuletzt eine Mindestdauer von 16 Wo-
chen gefordert. Es vertrat die Ansicht, dass ein Zeit-
raum von 14 Wochen "kein akzeptables Minimum"
ist, umsoweniger als der Rat sich verpflichtet habe,
"die Fortentwicklung der bestehenden Bedingungen zu

gewährleisten". Tatsächlich bleiben heute nur Portu-
gal, das 13,5 Wochen Mutterschaftsurlaub gewährt -
mit 100 % des Arbeitsentgelts - und England, das 16
Wochen gewährt, davon aber nur 6 Wochen lang 90%
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des Arbeitsentgelts garantiert hinter dem in dem Richt-
linienentw urf fixierten Minimum zurück. Hinsichtlich
der Vergütung war von ciner 100-prozentigen Absiche-
rung schon lange nicht mehr die Rede. Kommission
und EG-Parlament hatten sich schliesslich, um den
Richtlinienentwurf zu retten, auf cinen 80-prozentigen
Lohnausgleich während der Zeit des Mutterschafts-
urlaubs eingelassen. Aber selbst das ging den Herren
im Rat zu weit, wurde als zu "teuer erachtet"
Die verabschiedete Richtlinie sieht nun faktisch nur
die "Fortzahlung eine Arbeitsentgeltes und oder An-
spruch auf eine angemessene Sozialleistung für 1+
Wochen vor". Die Höhe der Leistung müsse minde-
stens den Bezügen entsprechen, die die betreffende Ar-
beitnehmerin im falle einer Interbrechung ihrer Fr-
werbstätigkeit aus gesundheitlichen Gründen erhalten
würde. Das Parlament hatte sich vehement gegen die
vom Rat vorgenommene Verknüpfung dieser Zah-
lungen mit den Krankenversicherungsleistungen ge-
wandt. Einmal weil Schwangerschaft keine Krankheit
sei und zweitens weil diese Leistungen in mehreren
Mitgliedsländern erheblich geringer ausfallen als die
bisher garantierten Mutterschaftsgeldleistungen.
In einer neu eingefügten Passage der Präambel wird
bezüglich der Verknüpfung von Mutterschaft
Krankheit überaus sophistisch argumentiert:
Die Bezugnahme auf eine angemessene Sozialleistung
(bei Krankheit) sei rein gesetztestechnisch zu sehen
und dürfe "keineswegs als Gleichstellung von Schwan-

Bürgerlicher Vorstoss zur Mutterschaftsversicherung
Immer wieder ist in der Schweiz - vor allem von Frauen - zu hören,
dass bei einem Beitritt zur El' endlich die Mutterschaftsversicherung
auf Grund der Richtlinie zum Schutze schwangerer Frauen am Arbeits-
platz eingeführt werden müsste. Mittlerweilen werden allerdings auch
von bürgerlichen Frauen Vorschläge gemacht, die EU-kompatibel sind:
Jede Mutter soll nach Ansicht der bürgerlichen Frauen während 16
Wochen eine Mutterschaftsleistung von 1500 bis 2000 Franken erhal-
ten. Die dazu nötigen 395 Millionen Franken pro Jahr möchten die
CVP-, FDP- und SVP-Frauen der Bundeskasse entnehmen - analog der
Militärversicherung. Im Gegensatz zum Gesetzesentwurf des Eidgenös-
sischen Departements des Innern möchten die bürgerlichen Frauen auch
nicht-erwerbstätigen Müttern eine Grundleistung ausrichten - allerdings

geschaft und Krankheit ausgelegt werden" (Richtlinie
92 85 EWG). Völlig unbefriedigend ist auch die
Definition der Anspruchvoraussetzungen.
Die Nutterschaftsschutz-Richtlinie stellt es den Mit-
gliedstaaten frei, die Anspruchsvoraussetzungen ge-
nauer zu definieren, die für die Fortzahlung des Ar-
beitsentgelts die Sozialleistung zur Bedingung ge-
macht werden. Es wird nur festgeschrieben, dass die
Frist, die zu Mutterschaftsleistungen berechtigt, nicht
mehr als eine 12-monatige Erwerbstätigkeit betragen
darf. Es liegt auf der Hand, dass mit dieser "grosszügi-
gen" Regelung wiederum viele kurzzeitig und gering-

fügig beschäftigte Frauen aus den EG-Nutterschutz
ausgegrenzt werden können. Wie restriktiv die Schutz-
garantien der neuen EG-Richtlinie zum Gesundheits-
schutz der Arbeitnehmerinnen formuliert sind, ist auch
daran zu ersehen, dass aus der Richtlinie auch alle die
Vereinbarkeitsproblematik berührenden Bestimmungen
herausgenommen wurden. So wurde die im Kommis-
sionsentwurl noch vorgesehene Bestimmung zum
Vaterschaftsurlaub getilgt, auch die selhständigen und

mithelfenden Frauen wurden vom Schutz dieser Richt-
linie ausgegrenzt (Frauen Europas, Info 27 1992).

Ernüchterndes Fazit
Bilanzierend ist festzuhalten, dass die hisherige EG-
Gleichbehandlungsgesetzgebung keineswegs - wie be-
hauptet wird - cin kohärentes Massnahmebündel dar-

stellt. Der immer wieder formulierte
Anspruch, dass mit den fünf Gleich-
behandlungs-Richtlinien cin geschlos-
senes Programm zum Schutz der EG-
Arbeitnehmerinnen auf den Weg gebracht
worden sei, ist nicht zu halten.
Unsere Erörterung verdeutlichte,
Mindestnormen, die die Besonderheiten
und spezifischen Risikolagen des Frauen-
lebens unter Bedingungen der geschlechts-
hierarchischen Arbeitsteilung zum Thema
machen, von den Entscheidungsorganen
der Gemeinschaft bisher nicht oder nur
sehr mangelhaft hearbeitet wurden. Dies
gilt insbesondere für die weiter fortbeste-
henden Lücken im Bereich Teilzeitarbeit/-
Atypische Kinderbe-

scheiterte immer wieder an der schwacheninstitutionellen Stellung des derzeit eher

Die Tatsache, dass sozialpolitische Vor-
schläge des Parlaments und der Kommis-

Mutterschaftsversicherung einführt. TA 3.4.95/NZ7. 19.4.95.
Wie Eva Ecolley vom Zentralsekretariat SMUTV auf telefonische An
frage erläuterte, bestehen derzeit vor allem punkto Finanzierungsweise

einungsverschiedenheiten zwischen der Linken und den bürgerliche
rauen. Beide Vorschläge sind EU-kompatibel. Das Mitte-links-Lag

befürwortet Lohnprozente à la AHV, was 0,4 bis 0,5 % ausmachen
würde. Erstaunlich, dass die Finanzierung über die Bundeskasse von
diesen Frauen abgelehnt wird, denn Lohnprozente kennen im Gegensatz
u den direkten Steuem keine Progression.
veniger sozial bezeichmer wird. Derzeit verlangt sonsnd, dass dis

arbeitgeberlnnen der betreffenden Betriebe den Lohnausfall übernehmer
nuss, da dies unter Umständen eine Verschlechterung der Arbeits

marktchancen von Frauen zur Folge hätte
Laut Eva Ecoffey erhält bereits heute jede zweite Frau einen bezahlten
Mutterschaftsurlauh. Für die anderen ArbeitgeberInnen würden beide
Modele zu einer Entlastung führen. axt.

dungsfindung in Brüssel auch wenn zu
berücksichtigen ist, dass sich die konser-

stärker einsetzen würden als bisher.

richig der Gebrechie spink



22

-Kurzinfos/Gewerkschaften-

EGB-Kongress(9.-12. Mai)
Gegen den Widerstand der skandinavischen Vertrete-
rInnen, die um ihre staatliche Jutonomie in Steuertra-
gen bangten, beschloss der El -Gewerkschaftsbund
(EGB) das Prinzip des qualitativen Mehr in allen Fra-
gen im Ministerrat zu fordern. Damit stellt sich de
EGB in dieser für die Vertiefung der Integration so ent-
scheidenden I rage also klar auf die Seite derer, welche
die supranationale Struktur der El stärken wollen.
In der Pressemitteilung zum Kongress wurde die "enga-
gierte Rede" von Jaques Delors gelobt, der betont hat-
te, dass zur Zeit zwei grosse Errungenschaften der euro-
päischen Zivilisation bedroht seien: Die V'ollbeschäf-

18.5.95. Dabei ist zu beachten, dass in der El dic Ar-
heitslosigkeit bei ca. 11 Ce steht - ohne Tendenz nach
unten. Die Armenquote - gemäss je nationalem Exis-
tenzminimum - liegt bei 15 C. 98 C, der neuen Ar-
beitsverträge in Spanien sind zeitlich beschränkt. TA
23.5.95 aNt.
SGB unter Bedingungen für freien
Personenverkehr
Vasco Pedrina, Kopräsident des Schweizerischen Ge-
werkschaltsbundes (SGB) legte neulich die gewerk-
schaftliche Position zum freien Personenverkehr dar:
Der SGB sagt Ja, sofern Begleitmassnahmen ein Lohn-
und Sonaldumping ausschliessen.

auf die Frage "Ohne soziale
Begleitmassnahmen wären Sie also gegen die Frei-
zügigkeit?" wie folgt: "Selbst wenn die Gewerkschafts-
spitze ja sagen würde, unsere Leute würden eine solche

Politik keinesfalls mittragen. Wie heim EWR braucht
es einen Pakt zwischen Unternehmen und Gewerk-
schaften: Wir sagen ja zur Liberalisierung und zur
Freizügigkeit, aber die U'nternehmer müssen ja sagen
zu Begleitmassnahmen, die zum Zweck haben sicher-
zustellen, dass die Betriebe mit gleich langen Spiessen
operieren." T.1, 7.4.95. axt
GBI fordert Jahresaufenthaltsbewilligungen
für alle Saisonniers aus Ex-Jugoslawien
Zürich. In einem offenen Brief an den Regierungsrat
des Kantons Zürich forderten zahlreiche Mitglieder der
Gewerkschaft Bau und Industrie für die ca. 1 800 im
Kanton Zürich arbeitenden Saisonniers aus Ex-
Jugoslavien die Jahresaufenthaltshewiligung. Die
Bundes hehörden lassen den Kantonen genügend Spiel-
raum für eine menschliche Lösung. Nach dem 1
Januar 1995 werden für SaisonnierarbeiterInnen aus
dem ehemaligen Jugoslawien keine Jahresaufenl-
haltsbewilligungen mehr erteilt. Dies ist eine direkte
Folge der (hernahme des rassistischen Drei-Kreise-
Modells der El durch die Schweiz. Gemäss diesem
erhalten nur noch Menschen aus den EFTA- und El -
Staaten in der Schweiz eine Arbeitsbewilligung
"Öffnung" im Sinne der Abschottungspolitik der El:

die die Schweiz mitträgt. Der Zürcher Regierungsrat
hat auf diesen Brief bisher nicht reagiert.
Kürzlich war im Tages-Anzeiger ein Intervien mit
Moritz Leuenberger, dem Zürcher SP-Justizdirektor
zu lesen. Leuenberger lobte sich mit dem Hinweis,
dass die Zürcherische Gesetzgebung dank ihm voll-
ständig El -kompatibel geworden sei... axt.

-Kurzinfos/Schweiz-EU--

Partei-Basis und EU-Beitritt
Partei- Total Fr. CH
bindung in %
SPS

aktive Mitglieder
passive

Sympathisanteninnen

67
82
65

76

FDP 64
aktive Mitgliederpassive
SympathisantenInnen

CVP. 42
aktive Mitgliederpassive
SympathisantenInnen

SVP
aktive Mitglieder
passive
SympathisantenInnen

LdU

Dt.CH It.CH

64 65

FraP!LPS

Eine Untersuchung des GfS-Forschungsinstituts in
Bern hat die Haltung der Parteiangehöngen und ihrer
Sympathisanten gegenüber einem El '-Beitritt Ende 94
analysiert. Die nebenstehende Tabelle zeigt, dass das
Forum bei der SP und den Grünen ein solides Potential
zur Verfügung hätte. Es gilt dieses Potential zu

aktivieren. NZZ, 20.4.95. pr.
FDP für EU-Beitritt
Nachdem der FDP-Parteitag vom 21.4. das "lang-
fristige Ziel der EU' beizutreten" anpeilte, bleibt die
CVP die einzige Bundesratspartei, die sich in der
Europafrage bis nach den Wahlen ausschweigen
will. TA 25.4.95. axt.
Das Interview
In der Annabelle vom 5. 5. 95 gewährte Iwan Ricken-
bacher, Alt-Parteipräsident der CVP ein Interview.
Annabelle: Konkret: In welchem Jahr wird die Schweiz
erstmals eine Frauenmehrheit im Bundesrat haben?
Rickenbacher: Wenn wir so ums Jahr 2000 herum in
die EU eintreten, dann wird es immer noch eine
Mehrheit von Männern im Bundesrat geben. Wenn wir
bei den übemächsten eidgenössischen Wahlen im Jahr
2003 immer noch nicht in der EU sind, dann wird es
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cine Vchrheit von Frauen im Bundesrat geben.
Annabelle: Warum? Rickenbacher: Weil dann die na-
tionale Politik derinassen unwichtig würde, dass die
Regierung letztlich bei jedem neuen Gesetz und jeder
neuen Verordnung nach Brüssel schauen müsste.

Solche politischen Voraussetzungen würden nur noch
wenige Männer reizen. Wenn hingegen die Schweiz

vorher in die El' einträte, dann bleibe das Feld weiter-
hin so interessant für die Männer, dass sie ihren Platz
kaun freiwillig räumen würden. pr.

-Kurzinfos/Wirtschaft-

Deutschlands Notenbankchef über
die EU-Währungsunion (EUWU)
Hans Tietmeyer, Deutschlands Notenbankchef, äusserte
sich in einem Interview mit der NZZ optimistisch zur
Einführung der El WT: Dabei sei allerdings der Zeit-
punkt zweitrangig. Wichtiger sei, dass die V'or-
aussetzungen erfüllt sind. Als Motive für die EL WT'
gibt Tietmeyer die Interstützung der politischen Inte-
gration und die Ergänzung des gemeinsamen Marktes
an.
Als Vorteile für die BRD sieht er, dass das Wechsel-
kursrisiko gegenüber den Teilnehmerstaaten beseitigt

wird. Zudem wird dem Verbraucher der Weg über die
Grenzen erleichtert. Eine Gemeinschaftswährung wäre
gegenüber anderen Währungen nicht so empfindlich.
Deutschland will - wie auch Frankreich - an den
Konvergenzkriterien festhalten.
In der EU' ist der Faktor Arbeit weniger mobil als in
den ('S.A. Die Konsequenz daraus ist für Tietmeyer,
dass bei mangelnder Mobilität und einer einheitlichen
Währung eine hinreichende Arbeitskostenflexibilität

gegeben sein muss. Andernfalls könnten kompensato-
rische Zahlungen gefordert werden. Ein verstärkter
Finanzausgleich sei aber nicht vorgesehen und sollte
auch nicht anvisiert werden.

Tietmeyer befürwortet die Schaffung eines El'-bundes-
staales, obwohl das deutsche V'erfassungsgericht diesen

formell ablehnt: "Auch der Zentralbankrat hat von
. Anfang an erklärt, eine Währungsunion sei letztlich

eine nicht mehr kündbare Solidargemeinschaft, die
nach aller Erfahrung für ihren dauerhaften Bestand eine
weitergehende Binclung in Form einer umfassenden
politischen U'nion benölige." NZZ 15. 16.4.95. ast.
Arbeitsplätze statt Kündigungsschutz?
Die El -Kommission kündigt in einem .Aktionspro-
gramm einen sozialpolitischen Kurswechsel an. Die
hohe Zahl von Arbeitsplatzverlusten während der letz-
ten Wirtschaftskrise liesse den Verdacht aufkommen,
dass dahinter eine ( berregulierung der Arbeitsmärkte
stehe. Diese müsse nunmehr abgebaut werden. Das
neue Aktionsprogramm sieht zudem Massnahmen zur
Förderung einer qualitativ hochstehenden Schul- und
Berufsausbildung sowie einer lebenslangen Fortbildung
in den ET '-Staaten vor. Ausserdem stellt es Initiativen
in Aussicht, mit denen die Arbeitsplatzmobilität und
die Personenfreizügigkeit in der El' verbessert werden
sollen. Studien sollen zudem das Beschäftigungspoten-
tial von Nachbarschaftshilfe, neuen Fornen der Ar-
beitsorganisationoder deraufkommenden Infor-
mationsgesellschaft ergründen. TA 13.4.95. axt.

--Kurzinfos/Verschiedenes-

Norwegens Regierung will neue
Abstimmung über EU-Beitritt
Wenn es nach der Regierung geht, sollen die Norwege-
rInnen bereits in zwei erneut über einen möglichen
EU-Beitritt abstimmen. Derweil passt die sozialdemo-
kratische Regierung mit Unterstützung der Konservati-
ven das Land den EU-Regeln an. Bis jetzt wurden 90 %

der EU-Bestimmungen ins nationale Recht aufgenom-
men. Zum Vergleich: Die "EU-Lokomotive" Deut-
schland bringt es lediglich auf 83%.
Eine Volksabstimmung werde dann aktuell, so der so-
zialdemokratische Parteipräsident, wenn sich die EU
nicht zu einer bundesstaat-ähnlichen Föderation, son-
dern zu einer "Union mit mehreren Geschwindigkeiten"
entwickle. TA 8.2.95. axt.
Keine Zollunion EU-Türkei
Trotz Folter, Presseverbot und Ermordungen im
Kampf gegen die kurdische Bevölkerung, stimmte der
EU-Ministerrat der Zollunion mit der Türkei am 6.
Februar zu. Das EU-Parlament blockierte allerdings

bisher die Ratifizierung des Vertrags. Es forderte die
türkische Regierung und die National versammlung auf,

eine grundlegende Verfassungsreform einzuleiten mit
dem Ziel, den Schutz von Demokratie und Menschen-
rechten zukünftig zu garantieren und zu einer Lösung

des Zypernkonfliktes beizutragen.

Kurdische Demonstranten, die auf das Gelände der

UNO eingedrungen sind, forderten am 28. März den
Rückzug der türkischen Armee aus dem Nordirak. Sie
bezichtigten die UNO der Untätigkeit und forderten
eine klare Verurteilung der türkischen Invasion, wie
dies bei der irakischen Invasion in Kuwait auch der
Fall gewesen ist. TA 29.3.95. red.
Unterschiedliche Rechte für
ungarische Minderheiten
In der Slowakei leben 560 000 und in Rumänien sind
es 1 600 000 Ungarn. Ungarn verlor nach dem 1.
Weltkrieg im Vertrag von Trianon zwei Drittel seines
Staatsgebietes verloren - vor allem an diese Nachbar-

länder.
In den Blickpunkt der Öffentlichkeit gerieten diese
Fragen, da alle drei Länder baldmöglichst der EU und
der NATO beitreten wollen. Als "Beweis für die EU-



2t
Reife" verlangt Brüssel, dass diese Reformländer in der
Lage sind. die Spannungen untereinander in cigener
Regie abzubauen
Während die Verhandlungen um Rechte für diese grös-
ste europäische Minderheit mit Rumämen erfolgreich
sind, bewegt sich in der Slowakei nichts. Rumänien
hat auf Grund des grossen Drucks der El in denKompromiss eingewilligt, dass I ngarn die Grenzen
ancrkennt und dass dafür der ungarischen Ninderheit in
Rumänien gewisse Rechte zugesprochen werden. TA
25.3.95. aNl.

Die EU und ihre Zukunft
Jean-François Poncet, der Präsident der Kommission
für Wirtschaftsfragen
ehemaliger Aussenminister sieht im Hinblick auf die
El-Gipfelkonferenz 1996 folgende /ukunft für die Et :
Mit dem harten Kern - oder Führungsduo - Frankreich-
Deutschland soll ein Europa der zwei Geschwin-
digkeiten entstehen, das kein Europa der zwei Klassen
sei. Juch wenn eine Mehrheit der El-Länder die
Maastricht-Bedingungen nicht schaffen sollte, möchte
er die Wähnungsunion per 1999 doch einführen.
Weiter will er die "Privilegien" der kleinen Staaten, die
ihnen laut Römer Vertrag zustehen, abschaffen: das
Präsidium der Kommission soll von einem kleinen
Staat, der Vorsitz des EL'-Rates, der Entscheidungs-
befugt ist, hingegen der Reihe nach von einem grossen
Staat übernommen werden. Als gross zu betrachten
sind England, Deutschland und - Frankreich. Zudem
möchte er die Kommission verkleinern. Pro länder-
gruppe sollte nur mehr ein Kommissar zugeteilt
werden, z.B. für die drei skandinavischen Länder ein
Kommissar anstatt drei, wie dies ja auch beim
Internationalen Währungsfonds gehandhabt werde.
Die von ihm genannten Herausforderungen, die Europa
im 21. Jahrhundert erwarten, zeigen, dass die El' für
ihn kein Friedensprojekt ist, sondern Mittel im Kampf
um Macht, Ressourcen und Geld: die U'nsicherheit
Russlands, die Bedrohung durch den islamischen
Extremismus, der Abzug der USA aus Europa und der
ökonomische Aufstieg Asiens. All dies lasse Europa
nur eine Wahl: Verfall in U'neinigkeit oder
Wiedererstarken in der U'nion. NZZ, 15. 16.4.95. axt.
Unterschiedliche Rechte für
ungarische Minderheiten
In der Slowakei leben 560 000 und in Rumänien 1 600
000 Ungarn. Ungarn verlor nach dem 1. Weltkrieg im
V'ertrag von Trianon zwei Drittel seines Staatsgebietes.
Die Frage der ungarischen Minderheiten gerieten in den
Blickpunkt der Öffentlichkeit, weil alle drei Länder
baldmöglichst der El' und der NATO beitreten wollen.
Als "Beweis für die EU-Reife" verlangt Brüssel, dass
diese Reformländer in der Lage sind, die Spannungen
untereinander in eigener Regie abzubauen.

Während die Verhdungen mit Rumänien um Rechte
für die grösste europäische Minderheit erfolgreich sind,
bewegt sich in der Slowakei nichts. Rumänien hat auf
Grund des grossen Drucks der EU in einen
Ko..promiss eingewilligt. Ungarn anerkennt die
heutigen Grenzen und Rumänien gesteht dafür der
ungarischen Minderheit gewisse Rechte zu. TA
25.3.95. axt.

Maastricht II
1996 soll an einer El -Regierungskonferenz hauptsäch-
lich die Weiterentwicklung der Entscheidungsstruktu-
ren der El diskutiert werden. Die Vorarbeiten und die
Sondierungen zu dieser Konferenz sind bereits voll im
Gange. Alles deutet auf schwierige Verhandlungen hin
Vermutlich wird eine Schlankheitskur für die Insti-
tutionen, eine Neuverteilung der Stimmengewichte und
zusätzliche Bereiche mit Nehrheitsabstimmungsmodus
zur Debatte stehen. Einzelne Positionen sind bereits
hezogen worden. Der irische Aussenminister Spring

hat in Strassburg darauf hingewiesen, dass das Gleich-

gewicht der Institutionen und das politische Gewicht
der kleinen Hl -LJunder nicht wesentlich verändert wer -
den dürfe. Der französische Parlamentspräsident Phil-
lippe Seguin will, dass auch die nationalen Parlamente
an der 96er Konferenz beteiligt werden. Der Präsident
des El -Parlamentes, Klaus Hänsch, fordert mehr
Macht für das Parlament und die Bildung eines Zwei-

kammersystems. In Schweden gibt es Anzeichen für

ein Opting out in Fragen der Sicherheitspolitik. Damit
würde Schweden diesbezügliche eine ähnliche Politik
wie Dänemark und Grossbritannien einschlagen. Die
Rolle der Achse Bonn-Paris ist noch nicht deutlich ge-
worden. Die Rede von den "Vereinigten Staaten von
Europa", die Kohl noch 1991 ins Auge fasste, ist
Fallen gelassen worden. Dies vor allem wegen des
Naastricht-U'rteils des deutschen Bundesverfassungsge-
richts, das die Zurücknahme entsprechender deutscher
Ambitionen erzwang. In Bonn stellt man sich auf
einen Abwehrkampf gegen Tendenzen zur Renationali-
sierung und zu freieren Kooperationsformen ein. In
Paris will man den Ministerrat aufwerten und will von
einer Stärkung des El'-Parlamentes nichts wissen
NZZ.. 11.4.95.pr.

EU-Sozialpolitik:
viel Papier, wenig Massnahmen
Ain 12.April hat die El'-Kommission ein Aktionspro-
gramm zur Sozialpolitik für die Jahre 1995 bis 1997

vorgestellt. Brüssel will sich für diese Jahre grössten-
teils auf Untersuchungen und Berichte beschränken, da
eine harmonisierte Sozialgesetzgebung zwischen den
Mitgliedstaaten stark umstritten ist. Die Steitpunkte

liegen einerseits bei der britischen Zurückhaltung, auf
diesem Gebiete Vereinheitlichungen zu akzeptieren.
Anderseits fühlt sich Frankreich in letzter Zeit zuneh-
mend Soziodumping ausgesetzt. Die Auseinander-
setzungen um die "Entsenderichtlinie" erwiesen sich
entprechend vorläufig als unlösbar. Die Kommission
will sich jedoch weiterhin für eine entsprechende
Richtlinic einsctzen, und zudem Vorschriften auf dem
Gebiete des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit
harmonisieren. Die ebenfalls umstrittenen Vorschläge
über Elternschaftsurlaub und Teilzeitarbeit will die
Kommission unter dem Sozialprotokoll des Maast-
richter Vertrages, an dem Grossbritannien nicht teilhat,
voranbringen. Für einen späteren Zeitpunkt will die
Kommission sich einer EU-Gesetzgebung über Flexi-
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bilitat und Arbeitsorganisation sowie über das Kündi-
gungsrecht widmen. Vorerst sollen jedoch Jahresbe-
richte, Studien, Grün- und Weissbücher erscheinen.
Zudem sollen W'eisen- und Expertengruppen einberufen
werden. Grünbücher über die Arbeitszeitverkürzung, die
sozialen Auswirkungen der Informationsgesellschaft,
illegale Arbeit und die grenzüberschreitende Ausbil-
dung junger Leute sollen erscheinen. W'eissbücher über
Unterricht und Ausbildung sowie die verbleibenden
Hindernisse beim freien Verkehr der Arbeitnehmer.
Richtlinienvorschläge oder Empfehlung sollen über
lebenslange Weiterbildung, zusätzliche Pensionsvor-
kehrungen sowie verschiedene Gesundheits- und
Sichcrheitsstandards erfolgen. \Z.L, 13.4.95. pr.

EU-Entwurf für TV-Richtlinie
.Am 22. März 1995 hat die El'-Kommisssion trotz
weitverbreitetem Widerstand vorgeschlagen, die ET -
Fernsehrichtlinie von 1989 zu verschärfen. Für zehn
Jahre solle eine Quote von 50Cc für europäische Pro-
duktionen eingeführt werden. Als "europäisch" gelten
dabei nicht nur Sendungen aus dem EL -Raum, sonder
auch aus der Schweiz und den Ost- und Mitteleuro-
päischen Staaten. Diese Regelung sollte bis ins Jahr
2005 gelten. Nach diesem Datum sollte die europäi-
sche Produktion nicht mehr geschützt weden. Aller-
dings ist heute nicht bekannt, ob die El in 10 Jahren
wirklich auf den Protegierung der EL -Nedien-Multis
verzichten wird. Pikanterweise hat das deutsche Bun-
des erfassungsgencht am gleichen Tag, an dem in
Brüssel eine Verschärfung der Fernsehreichtlien vorge-

spurt wurde, die Bonner Regierung für ihre \litarbeit
an diesem Vorhaben gerügt. Die Bundesregieurng hatte
im März 1989 beschossen, einer EWG-Rundfunkricht-
linie zuzustimmen, sofern eine befriedigende Gesamt-
lösung erreicht wird, un die beabsichtigte Quotenrege-
lung nur als politische Zielverstellung formuliert"
werden. Durch diese Zusage hat die Regierung ihre
Pflichten als Sachwalterin der Länderinteressen ver-
letzt, da Rundfunkangelegenheiten im Kompetenzbe-
reich der Länder liegen. NZZ., 23.3.1995. pr.

Der Beitritt Roms zur Währungsunion rückt in weite
erne, wenn die Maastrichter Kriterien nicht völlig um
nterpretiert werden. Italien kann weder bis 1997 nocl

bis 1999 die Staatsverschuldung von 120 auf 60 & des
Bruttosozialprodukts senken. Deshalh fordert die Forza
Italia, die 1991 aufgestellten Parameter für die Wäh-
rungsunion müssten revidiert werden. Die Schaffung

eines Kerneuropas und darum herum fluktuierender, we-

niger stabilder Staaten schlügen eine W'unde in die El.
Die El sollte ein anderes europäisches Anliegen in den
V'ordergrund rücken: die allmächliche Schffung einer ge-
meinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik. NZZ.
7.t.1995.pr.
Europäische Filmbranche
Sechs europäische Medienkonzerne haben sich zusam-
mengeschlossen, um bei der El' in Brüssel für einen

besseren Schutz und für eine besser Förderung der
Branche zu werben. Die deutsche Bertelsmann-Gruppe,

die niederländische PlyGram, die britische Rank, die
italinische RCS und Spaniens Sogepaq wollen die cu-
ropäische Filmindustrie vergrösser und die Wetthe-
werbsfähigkeit der Audio- und Videohersteller verbes-
sern. Die Unternehmungen forder Steuervergünsti-
gungen und strengere U'rheberrechte. Sie möchten zu-
dein Zuschüsse aus dem El'- Investitionsfördertopf.
NZ.L, 21. 3.95. pr.
Europa-Rat - Stärkung des
Ueberwachungssystems
Mit dem Ziel, in den neu-integrierten Ländern des ehe-
maligen Ostblocks die Verbesserung der Menschen-

und Ninderheitenrechtssituation zu gewährleisten, ver-
abschiedete die Parlamentarische Versammlung am
26.4.1995 in Strassburg eine Direktive zur Verstär-
kung der l'eberwachung. Entgegen bisheriger Praxis,
soll der Rechtsausschuss der Parlamentarischen V'er-
sammlung nun allein berechtigt sein, U'ntersuchungen

zu beschliessen und eine Delegation zu entsenden.
Ausgeschaltet wird so das Präsidium der Versamm-

lung, in der bisher die Berichte des Rechtsausschusses
oft ohne weitere Konsequenzen hängenblieben. Der
Vorteil des neuen Verfahrenes liegt darin, dass mit der
Beratung in der Versammlung, gegen die es kein Veto-

recht des betroffenen Staates gibt, sofort Öffentlichkeit

hergestellt wird und damit Druck auf das Land ausgeübt

wird. NZL, 27.4.1995. pr.

-Kurzinfos/Umwelt-

untergeordneten Direktion A emannt. Die Unterzeich-
nerinnen halten dies für ein schlechtes Zeichen, da sie

vermuten, Krämer sei in Konflikt mit der Brüsseler

EU degradiert engagierten
Umweltrechtler
Die "Environmental Law Network International"-Grup-

pe, die beim Ökoinstitut in Darmstadt ihr Sekretariat

hat, protestiert mit einem von 60 EU-Umwelt-Rechts-

experten unterschriebenen Brief gegen die Umstruktu-

rierungspläne im EU-Umwelt-Departement. Ludwig
Krämer war langjähriger Leiter für Umwelt-Rechtsfra

gen in der Generaldirektion für Umwelt und wurde nun
zum Zuständigen für Abfallwirtschaftspolitik in der

Forderung wurde neulich vom EU-Parlament aufge-
nommen. eu-m 3-95. axt



Europa von oben?
Europa von Unten!

Volkshaus Zürich, Gelber Saal (beim Helvetiaplatz)
Montag, 11. September, 13:00 bis 18:15 Uhr (Knabenschiessen)
5 + Stunden ohne Pause Information und Diskussion ther alles, was die Parteien vor den W ahlen geme unter
den Tisch wischen oder krass vereinfachen möchten Argumente statt Schlagworte!
Parallel dazu Kaffee, Kuchen, Büchertisch und Gemütlichken im Poser, um sich bei Bedarf son den Strapazen zu

crholen.

13:00 Ökologie
Ruth Genner. KR. Ständerats-Kandidatin GP.
Christian Hey. EURES, Autor von "Umweltpolitik in Europa". Freiburg i.B.
Eva Lichtenberg. Mitglied der Landesregierung Tirol, Innsbruck.
Moderation: Christian Thomas, Forum für direkte Demokratie

14:30 Demokratie
Andreas Gross. Politologe. Nationalrat SP
Theresa Herzog. Rechtsanwältin, NGO-Koordinatorin
Hans Meier, Nationalrat GP
Moderation: Lotta Suter. WoZ

16:00 Wirtschaft und Soziales
Serge Gaillard, Okonom. SGB
Res Strehle, Okonom. Journalist
Stella Jäger, Historikerin. Nationalrats-Kandidatin FraP!
Moderation: Patrick Ziltener, Sozialwissenschaftler, Widerspruch-Redaktor

17.30 Wie weiter?
Dominik Furgler, Dr. jur. vom Integrationsbüro
erläutert mögliche Zeitpläne für Abstimmungen über die hängigen Initiativen
und über Verhandlungsergebnisse aus Brüssel

17:50 Schlussrunde:
Impressionen und Schlussfolgerungen von
Daniel Vischer, KR GP, Nationalratskandidat GP

18:15 Schluss der Veranstaltung
Eintritt inkl. Bon für Getränk und Kuchen: Fr. 25.- (reduziert Fr. 10.-)

zusammen mit Abo Europa-Magazin 1995 Fr. 50.- (reduziert Fr. 35.-)
Organisation: Forum für direkte Demokratie und Europa-Magazin
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